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Halle, Mittwoch den 9. Oktober 1918.

St. Am Tag der Veröffentlichung der deutſchen Frie-
densnote hat das Zentralorgan unſerer Partei der Vorwärts
an die Arbeiterklaſſe Deutſchlands einen eindringlichen Appell
gerichtet, den Richtungsſtreit einzuſtellen und die Einigkeit in
der Arbeiterbewegung, wenn nicht ſofort herbeizuführen, ſo
doch einzuleiten und vorzubereiten. Wenn die Völker, ſo
wurde dort geſagt, miteinander Frieden ſchlöſſen, ſollten die
deutſchen Arbeiter einander nicht an die Kehle fahren. Der
Uebergang zur Friedenswirtſchaft ſtelle die Arbeiterklaſſe vor
die ungeheuerſten Probleme, die nur im Geiſte des Sozia
lismus gelöſt werden könnten. Die nächſte Aufgabe ſei die
Aufhebung der geſellſchaftlichen Klaſſenunterſchiede, ſie er-
fordere die ganze Hingebung der Arbeiterklaſſe. „Darum“,
ſchloß der Vorwärts, „laßt in werdender neuer Welt unnütz
Erinnern, verderblichen Streit begraben ſein.“

Darauf antwortet die Parteileitung der Unabhängigen
mit einem Aufruf, der die ſchärfſte Kampfanſage gegen die
deutſche Sozialdemokratie darſtellt. Der Aufruf enthält keine
einzige Forderung, die nicht auch von der ſozialdemokratiſchen
Partei ebenſo oder ganz ähnlich geſtellt wurde, überſchlägt ſich
aber in Anklagen gegen die ſozialdemokratiſche Partei, deren
Unſinnigkeit für jeden, der nüchternen Denkens noch fähig iſt,
offen zutage liegt.

So wird z. B. behauptet, die ſozialdemokratiſche Partei
verfechte nicht die Forderung der Amneſtie. Nun hat der
Vorwärts in ſeinem oben zitierten Artikel vom 6. Oktober die
Amneſtie nicht nur gefordert, ſondern, was etwas mehr iſt, ſie
angekündigt. Fordern iſt leicht und bequem, das wiſſen
wir aus alter Zeit. Durchſetzen iſt ſchwerer. Jn dieſem Fall
hatte aber die Sozialdemokratie ſchon ein gut Stück des ge
forderten durchgeſetzt, ehe noch die Unabhängigen mit dem

n dem Aufruf wird weiter geaat die Sozialdemokratie
ſei in die Regierung berufen worden, um die bürgerliche Ge
ſellſchaft zu ſtützen ſie habe die Forderung aufgegeben, daß
die Kataſtrophe des Weltkriegs von der Sozialdemokratie aus
genützt werden müſſe, an Stelle des kapitaliſtiſchen Syſtems
das ſozialiſtiſche zu ſetzen. Jn dem programmatiſchen Artikel
des Vorwärts vom Oktober wird genau das
Gegenteil davon klar ausgeſprochen. Daß die Sozialdemo-
kratie die bürgerliche Geſellſchaft ſtützen will und den Sozia-
lismus preisgibt, iſt weiter nichts als eine Wahnvorſtellung,
die den Unabhängigen von ihrem krankhaften Haß gegen ihre
einſtigen Parteigenoſſen eingegeben iſt. Allerdings, das geben
wir zu: Wir betrachten den Sturz der bürgerlichen Geſellſchaft
und die Verwandlung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft in eine
ſozialiſtiſche nicht als die Aufgabe der nächſten 14 Tage oder
drei Wochen. Die Aufgabe dieſer nächſten Zeitpauſe iſt, einen
geſicherten Frieden für alle Völker der Welt herzuſtellen und
die Umwandlung Deutſchlands in ein demokratiſches Staats
weſen zu vollziehen. Das iſt, wie wir ohne weiteres zuge

könnte er höchſtens die Melt

Um die Zukunft des Sozialismus.
ſtehen, noch nicht alles, aber es iſt doch immerhin ſchon etwas,
und wenn die Sozialdemokraten zu dieſem nächſtliegenden
Zweck in die Regierung eingetreten ſind, ſo wird man das all-
gemein, von einem kleinen Häuflein eingeſchworener Fanatiker
abgeſehen, ſehr gut begreifen.
Der Aufruf der Unabhängigen ſagt, die ſozialdemokra-

tiſche Partei ſei ohnmächtig und einflußlos gewefen, ſolange
das Kriegsglück den Jmperialiſten günſtig war, obwohl ſie
oder richtiger, weil ſie Kriegskredite bewilligte. Darauf wird
die Frage erlaubt ſein, zu welcher Macht und zu welchem Ein
fluß die Unabhängigen dadurch gelangt ſind, daß ſie die
Kriegskredite verweigerten, und wieviel Sekunden der Krieg
dadurch verkürzt worden iſt. Die Sozialdemokratie hat die
Forderungen ihrer auswärtigen und inneren Politik aller-
dings nicht durchſetzen können, ſolange die bürgerliche Welt
im Siegesrauſch ſchwelgte, in manchen Augenblicken ſchien
ſie wirklich beinahe ſo einflußlos wie die Unabhängigen. Aber
all das, was in den letzten Tagen geſchehen iſt und von dem
ſelbſt die Unabhängigen yeſagt haben, daß es gut iſt, iſt doch
nicht von den Unabhängigen, ſondern von den Sozialdemo-
kraten gemacht worden. Die Unabhängigen taten bei dieſer
Gelegenheit, was ſie immer tun: ſie ſtanden mit den Händen
in den Hoſentaſchen dabei und verſicherten, ſie könnten das
alles viel beſſer.

Der Aufruf der Unabhängigen nennt ſchließlich als ein
Ziel die ſozialiſtiſche Republik. Daß dies einfach das alte
ſozialdemokratiſche Ziel iſt, dürfte wohl allgemein bekannt
ſein. Wenn die Unabhängigen damit etwas beſonderes vor
uns voraus haben wollen, ſo müſſen ſie ſchon erklären, wir
hätten es aufgegeben, was uns natürlich niemals eingefallen
iſt. Wenn ein Unterſchied der Auffaſſ beſtehen ſo

J aber dasſcheint nige der Fall zu ſein, r Aufruf von „tiefen Um
wälzunge n und „Umgeſtaltungsprozeſſen“ ſpricht, alſo mit
Ausdrücken operiert, die wir uns vollſtändig zu eigen machen
können. Auch die Unabhängigen ſind ebenſo wie wir, um die
ruſſiſche Terminologie zu gebrauchen, Menſchewiki, der Unter-
ſchied beſteht nur darin, daß wir das offen ausſprechen,
während es die Unabhängigen mitunter lieben, ſich bolſche-
wiſtiſch zu koſtümieren.

Wie zum Hohn proklamiert der unabhängige Aufrüf zum
Schluß „die Einigkeit des Proletariats unter dem unbefleck-
ten Banner der Unabhängigen“. Dieſe „Einigkeit“ iſt natür-
lich gar nichts anders als durch die Zertrümmerung der
ganzen Arbeiterbewegung zu erreichen, die bisher, von einer
kleinen Minderheit abgeſehen, im Lager der Sozialdemo-
kratie ſteht. Wäre dieſe „Einigkeit“ überhaupt zu erreichen,
ſo nur auf dem Weg eines vieljährigen zerrüttenden Kampfes
innerhalb der Arbeiterklaſſe ſelbſt, und das in einem Augen-
blick, der mehr denn je feſten Zuſammenhalt, unbedingte
Solidarität, ſtärkſten Ausbau der Organiſation erfordert.

Ein hiſtoriſcher Wendepunkt.
Die Entſcheidung iſt gefallen. Der erſte große Akt der Demo

kratiſierung Deutſchlands hat ſich vollzogen vorläufig nur der
erſte Akt, aber er hat mit einer Energie eingeſetzt, die noch vor
wenigen Wochen ſelbſt von denen, die zuverſichtlich einen baldigen
Syſtemwechſel der Reichsleitung erwarteten, kaum vorausgeſehen
worden iſt, und weitere Akte müſſen, wenn es auch kaum an Rück-
ſchlägen fehlen dürfte, mit innerer Notwendigkeit folgen. Die
neue Reichsregierung hat ſich als parlamentariſche Koalitionsregie-
rung der Reichstagsmehrheit konſtituiert, die deutſche ſozialdemo-
kratiſche Partei beſetzte verſchiedene der wichtigſten Poſten mit
ihren Vertrauensmännern, und in der Sitzung des Reichstages vom
b. Oktober vielleicht ein hiſtoriſch noch weit bedeutſamrerer Ge-
denktag für die künftige Geſchichte des Deutſchen Reiches als der

Auguſt 1914 hat der neue Reichskanzler im Namen dieſer
Mehrheitsregierung ein Programm angekündigt, das ſich in allem
Weſentlichen mit den von der ſozialdemokratiſchen Partei als Be-
dingung ihrer Mitwirkung aufgeſtellten Forderungen deckt. Zu
gleich hat die neue Regierung dadurch, daß ſie bereits in der Nacht
zum 5. Oktober durch Vermittlung der Schweiz ein offenes Frie
densangebot an den Präſidenten der Vereinigten Staaten von
Amerika richtete, als ihre Aufgabe anerkannt, endlich den mehr als
vierjährigen Weltkrieg durch einen Friedensſchluß zu beenden, der
dem deutſchen Volk den allmählichen Wiederaufbau der zerſtörten
Werte geſtattet.

Damit beginnt eine neue Zeit in der Entwicklung des Deut-
ſchen Reiches und beſonders Preußens. Das ſeit Jahrzehnten von
der Sozialdemokratie leidenſchaftlich bekämpfte preußiſche Drei-
klaſſenwahlrecht fällt, und ihm werden bei richtiger Anwendung der
freigeſetzten Volkskraft die Reſte jener ſtaatlichen Einrichtungen
folgen, die noch aus der Zeit der Lehnsherrſchaft und des altpreußi
ſchen Beamtenſtaats in das jetzige Zeitalter hinüberragen.

Ein großer hiſtoriſcher Moment: die aus dem Weltkrieg hervor
brechende Revolutionswoge greift auf Deutſchland über, nicht die
Revolution mit wallendem Flammenhaar, die in Rußland im
vorigen Jahre ihren Einzug gehalten hat, ſondern eine friedliche
Umwälzung der ſtaatlichen Lebensverhältniſſe, die aber vielleicht
einſt von der Geſchichte als bedeutſamer für den Aufſtieg der deut
ſchen Arbeiterklaſſe bewertet werden wird, als die jetzige ruſſiſche
Revolution für den Aufſtieg der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe.

e

Wie kurzſichtig erſcheinen uns heute jene weiſen, ſpäter meiſt
in die Reihen der ſog. „Unabhängigen“ übergegangenen Politiker,
die noch vor zwei, drei Jahren höhniſch über die Anſicht ſpotteten,
der Weltkrieg bedeute eine Weltrevolution, deren Folgen ſich für die
Geſtaltung des zukünftigen Europa noch weit gewaltiger erweiſen
würden, als das große Revolutionsdrama, das ſich an, der Wende
des 18. Jahrhunderts in Frankreich abgeſpielt hat. Nachdem zu
nächſt im Anfang des Krieges dieſe Politiker auf Grund ihrer
tiefen Einſicht in das Wirtſchaftsgetriebe und ihrer gründlichen
theoretiſchen Studien als ſicher angenommen hatten, daß bereits
nach wenigen Monaten die kapitaliſtiſche Wirtſchaft zuſammen
brechen und aus der chaotiſchen Götterdämmerung des Kapitalis-
mus mit unvermeidlicher Notwendigkeit die ſozialiſtiſche Geſell
ſchaftsordnung hervorgehen werde, verfielen ſie ſchon am Ende
des erſten Kriegsjahres, als ihre utopiſchen Hoffnungen ſich nicht
erfüllten, in das entgegengeſetzte Extrem und verkündeten nun mit
gleicher Sicherheit, das Ende des Krieges werde in allen beteiligten
Staaten die Zurückſchraubung des Wirtſchaftslebens auf jenen Ent-
wicklungsſtand ſein, der dort vor vierzig, fünfzig Jahren exiſtiert
habe; eine Rückkehr zu früheren Wirtſchaftsformen, der auf poli-
tiſchem Gebiet eine allgemeine Reaktion entſprechen werde. Hatte
man erſt prophezeit, der Weltkrieg werde mit dem Krach des Kapi-
talismus und dem Sieg des Sozialismus enden, ſo man
nun, das Ergebnis des Krieges werde ein allgemeindr wirtſchaft-
licher und politiſcher Rückgang, der Todesfrieden des Kirchhofes ſein.

Die tatſächliche Entwicklung hat weder die eine, noch die andere
Prophezeiung beſtätigt. Sicherlich forderte der Krieg ungeheure
Blutopfer; ſicherlich zerſtörte er Rieſenwerte, die nützlicher zur
geiſtigen und mäteriellen Hebung der Volksmaſſen Verwendung ge-
funden hätten, und ferner kann nicht beſtritten werden, daß er
abgeſehen von Amerika und Japan in allen kriegführenden
Ländern eine ungeheure Erſchöpfung hinterläßt; aber ebenſo ſicher
iſt auch, daß er den Anſtoß zu vielen techniſchen Erfindungen und
Verbeſſerungen gegeben, die Betriebs- und Kapitalskonzentration
gefördert, neue Jnduſtrien ins Leben gerufen hat, und daß daher,
wenn es wieder an das Aufbauen des Zerſtörten geht, dieſes Auf-
bayen mit ganz anderen Mitteln und in ganz anderer Weiſe er-
folgen wird, als vor vierzig, fünfzig Jahren. Ebenſowenig hat der
Krieg zu einer allgemeinen politiſchen Erſchlaffung uhd Reſignation

der Völker geführt. Jn Rußland hat er den Sturz des Zarentums
und des abſoluten Regierungsſhyſtems zur Folge gehabt; in der
Donaumonarchie hat er die Selbſtändigkeitsbewegung der verſchie
denen Nationen mächtig gefördert, die vorausſichtlich mit der Er
richtung eines Bundesſtaates enden wird; in Deutſchland hat er eine
ſtarke demokratiſche Strömung hervorgerufen, die ihren Ausdruck
in dem jetzigen Regierungsſyſtemwechſel findet und auch in England
hat er bereits zu einer völligen Umſchaltung des politiſchen Lebens,
zu der Verleihung des weiblichen Stimmrechts, zur Neuorganiſation
der Arbeiterpartei und einer mächtigen Ausdehnung der iriſch
nationaliſtiſchen Bewegung geführt. Uebrigens nur der Anfang
der in England bevorſtehenden Umwälzung, denn ihr Hauptteil
wird erſt nach dem Kriege eintreten, wenn ſich auf dem bisher
von der engliſchen Finanz, Jnduſtrie und Schiffahrt beherrſchten
Weltmarkt die Konkurrenz der erſtarkten amerikaniſchen Kapitals
macht geltend machen wird.

Die großen Politiker der „Unabhängigen“ haben ſich demnach
als ſchlechte Beurteiler der politiſchen und wirtſchaftlichen Lage er
wieſen. Wir ſollten deshalb auch ihren jetzigen Hohn über die
aktive Teilnahme unſerer Partei an der neuen parlamentariſchen
Regierung nicht zu viel Gewicht beimeſſen. Wenn ſie ſich jetzt
genau wie der äußerſte rechte Flügel der Agrarkonſervativen ab
ſeits ſtellen, der neuen Regierung im voraus Gegnerſchaft ankün
digen und den Eintritt von Sozialdemokraten in das Miniſterium
als Streberei verdächtigen, ſo iſt das nur die Konſequenz ihrer bis
herigen Haltung. Sie würden die von ihnen durchgeführte Partei
ſpaltung, ihre Hetze gegen die „Regierungsſozialiſten“, ihre unbe
dingte Oppoſition gegen alle und jede Verbeſſerungsmaßnahmen
ſelbſt als verfehlt bloßſtellen, wenn ſie jetzt zugeben wollten, die
Einſehung der neuen Regierung bedeute einen gewaltigen Schritt
vorwärts, und ſie ſähen ſich daher genötigt, in der einen oder ande
ren Weiſe, ſei es auch unter Verzicht auf direkte Mitwirkung, dieſe
Regierung zu unterſtützen. Einmal auf verkehrtes Geleiſe ge
raten, gibt es für ſie nur noch eine Verneinung um jeden Preis,
v es iſt daher nur konſequent, wenn jetzt das

es Verbandes der ſozialdemokratiſchen Wahlvereine Berlins ſo
gar die Friedensbemühungen des Reichskanzlers mit der albernen
Begründung abweiſt, die jetzige Regierung ſei nicht in der Lage,
„die Schultern der Arbeiterklaſſe vor den unwägbaren Laſten eines
Notfriedens zu bewahren“.

Für unſere Partei ſind andere Auffaſſungen maßgebend. Wir
können heute, wo der Reichskarren feſtgefahren iſt, nicht einfach,
mit den Händen in den Hoſentaſchen, bei Seite ſtehen und höhniſch
erklären: „Was geht uns das an; mag nur alles zum Teufel gehen!“
Denn der, der in ſolchem Fall vor allem für die Fehler des bis
herigen Regierungsſyſtems zu büßen hätte, wäre der Arbeiter.
Gerade im Jntereſſe der deutſchen Arbeiterſchaft müſſen wir nicht
nur verſuchen, in der jetzigen Lage zu retten, was zu retten iſt,
ſondern auch bei dem kommenden Wiederaufbau des Wirtſchafts
lebens die Hand im Spiele zu haben, um dort möglichſt jene Ar
beiterforderungen durchzuſetzen, die der Würzburger Parteitag für
die Uebergangsperiode aufgeſtellt hat. Was wäre denn die Folge,
wenn die Sozialdemokratie ablehnen würde, ſich an dex Regierung
zu beteiligen? Entweder bildete ſich eine Regierungskoalition, in
der die Konſervativen einen ſtarken Einfluß hätten und dieſen zur
Hintertreibung aller demokratiſchen Fortſchritte ſowie zur Fort
führung des Krieges ausnutzten; oder aber es käme eine militäriſche
Diktatur zuſtande. Möglich, ja wahrſcheinlich, daß dieſe ſich nicht
lange zu halten vermöchte. Was aber dann? Soll dann die So-
zialdemokratie wieder die Beteiligung an der Regierung ablehnen
und alles treiben laſſen, wie es und wohin es treibt; oder ſoll ſie
nun, nachdem alles noch weit mehr verfahren iſt, mit Hand anlegen?
Das hieße doch nur, den Eintritt in die Regierung bis zu einem
Moment aufſchieben, wo faſt nichts mehr zu retten iſt.

Wir können nicht die Politik der „Unabhängigen“ treiben, und
ihre Nörgeleien dürfen keinen Einfluß auf unſere Entſchließungen
haben. Für uns kann lediglich in Betracht kommen, ob unſere
Handlungen dem Jntereſſe der Arbeiterklaſſe dienen, und ob wir
meinen, daß wir ſie einſt vor der Geſchichte rechtfertigen können,
die dann von einem höheren Standpunkt aus die heutigen Vor-
gänge nicht nach jetzigen Augenblicksſtimmungen und Parteigegen-
ſähzen, ſondern danach beurteilen wird, wie weit ſie dem geſellſchaft
lichen Fortſchritt gedient haben. Laſſen wir desholb die „Unab-
hängigen“ nörgeln und höhnen und halten wir uns an den Wahl-
ſpruch Dantes, den auch Marx ſich zu ſeinem Wahrlſpruch erkoren
hat: „Geh' deinen Weg und laß die Leute reden!“ Verkehrt wäre
deshalb auch, aus wohlabgemeſſener Diſtanz jede Handlung der
ſozialdemokratiſchen Mitglieder der neuen Regierung argwöhniſch
zu betrachten und wo ſich etwas zeigen ſollte, was nach lokalen
Parteianſichten oder Auslegungen des Mindeſtprogramms als nicht
ganz korrekt erſcheint, ſofort mit kleinlicher Kritik beginnen. Das
würde alle Wirkſamkeit der in die Regterugg entſandten Partei-
mitglieder hemmen. Gewiß, unſere Staatsſekreläre und Unker-

ſtaatsſekretäre haben keine perſönliche Volhtik zu tweiben; ſie
bleiben Beauftragte der Partei und unterſtehen ihrer Kontrolle.
Aber nicht minder gewiß iſt, daß ſich bisher noch keine große
politiſche Umwälzungsbewegung nach vorher feſtgeſetzten Pro
grammen und Schemata vollzogen hat. Dazu kommt, daß unſere
Parteigenoſſen eine keineswegs leichte Bürde in einer Zeit ſich
überſtürzender Ereigniſſe, tiefſter Mißſtimmung und bitteren Nah
rungsmangels übernehmen, und daß ſie ferner auch darüber
ſollte man ſich nicht täuſchen mit dem paſſiven Widerſtande einer
vielfach konſervativ gerichteten Beamtenſchaft zu kämpfen haben
werden, die wenigſtens zum Teil nichts lieber als eine Diskredi-
tierung ihrer ſozialdemokratiſchen Vorgeſetzten ſehen würde. Der
Beamtenſtand iſt durchaus noch night auf ſeine neuen Aufgaben
umgeſtellt. Verlangt die Partei, daß unter ſolchen Umſtänden ihre
Beauftragten etwas leiſten, muß ſie ſich auch mit ihrer Macht als
geſchloſſener Phalanx hinter ſie ſtellen. H. C u no w.
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Der Krieg im Weſten.
Der deutſche Abendbericht.

wib. Berlin, 8. Oktober 1918 abends. (Amtklich.) Zwiſchen
Cambrai und St. Huentin, in der Champagne und an der Maas haben

neue ſchwere Kämpfe entwickelt. Sädlich von Cambral und nörd-
von Si. Ouentin wurde der feindliche Angriff abgewieſen, in der

Mütle der Schlachtfront gewann er Beden; hier ſtanden wir am Abend
im Kampf weſtlich Bohgin und enklang den von Bohgin auf Cambrai
und St. Quentin führenden Straßen.

In der Champegne und an der Maas ſind die Angriffe des Fein
des geſcheitert.

Verlin, 8. Oktober. Die Blutopfer der Entente in den letzten
ſchweren Schlachten an der Weſtfront, die durchweg zu Abwehr-
erfolgen der Deutſchen führten, machen ſich im Ententelager
empfindlich bemerkbar. Wenn auch noch mit weiteren ſtarken An-
griffen zu rechnen iſt, ſo ſteht doch heute bereits feſt, daß Foch das
für dieſen Herbſt geſteckte Ziel, die Durchbrechung der deutſchen
Linien und den entſcheidenden Sieg nicht erringen wird. Es ſetzt da
her die Entente- Propaganda in doppelt verſtärktem Maße ein, um
durch übertriebene Meldungen deutſcher Verluſte die Zuverſicht der
eigenen Truppen zu ſtärken und die Moral der deutſchen Soldaten
zu zermürben. Soweit die Zuſammenſtellung der deutſchen Ver-
luſte an Vermißten und Gefangenen bereits vorliegen, übertreffen
die Entente- Meldungen die Wirklichkeit um ein Vielfaches. Ein
ſchlagenderer Beweis als dieſe Feſtſtellungen iſt jedoch die Tatſache,
daß die angeblich ſo geſchwächten und demoraliſierten deutſchen
Truppen dem Anſturm der überlegenen engliſch-franzöſiſch-ameri-
kaniſchen Heere noch immer ſtandhalten.

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
wib. Wien, 8. Okiober. Amklich wird verlanibark:

Italieniſcher Kriegsſchauplatz.
An der Tiroler Säüdfront wer geſtern die Tätigkeit der feindlichen

Betterien anßerordenklich lebhaft. Zafanterievorſtöfze wurden im Keim
erſtickt.

Balkan- Kriegsſchauplatz.
Die in die altſerbiſchen Grenzgebirge vorgeſchobenen Decungs-

truppen wurden unter ſteigen Verzögerungskämpfen auf Leskovac zu
rückgenommen.

Der Rückmarſch des Generaloberſten Freiherrn von Pflanzer-Ballin
ohne jedwede Störung durch den Gegner vor ſich. Die von den

kalienern als Siege gefeierlen Kämpfe ſind lediglich Gefechte weil
gurückgelaſſener ſchwacher Nachhuien. Der Chef des Generalſtabes.

Ablehnung der Note durch den
engliſchen Arbeiterverband.

tu Amſterdam, 8. Oktober. Reuter erfährt aus London, daß das
Vollzugskomitee des engliſchen Arbeiterverbandes einſtimmig den fol

enden Beſchluß angenommen hat: Der engliſche Arbeiterverband lenktde Aufmerkſamkeit der engliſchen Bevölkerung auf die argliſtige, höchſt

gefäheliche Einkleidung der Veröffentlichung von Friedensvorſchlägen
Des deutſchen Kanzlers. Da wir der Meinung ſind, daß die große
Mehrheit der Völker in den alliierten Ländern feſt entſchloſſen iſt, keine
Friedensunterhandlungen zu eröffnen, ehe nicht alle von Deutſchland
und ſeinen Bundesgenoſſen beſetzten Gebiete geräumt ſind, fordern
wir auf das nachdrücklichſte, daß nicht über Frieden verhandelt wird,
ehe die Mittelmächte nicht denſelben Bedingungen, wie ſie Bulgarien
auferlegt wurden, zuſtimmen.“

Wo iſt heute der internationale Sozialismus, da es im Ernſte gilt,
im Sinne der neuen deutſchen Regierung für den Frieden zu wirken?

Der Plan einer gemeinſamen Kundgebung der
Entente- Sozialiſten

Journal du Peuple meldet, daß der ſozialiſtiſche Landesrat
Frankreichs noch in der Sonntagnacht Telegramme an die en g-
Ciſche Arbeiterpartei und die amerikaniſche Bruderpart:i ab-
ſandte, um eine gemeinſame Kundgebung der Sozialiſten der
Ententeländer zur Friedensfrage herbeizuführen.

Die deutſche Vaterlandspartei gegen
den Waffenſtillſtand. 5

Wir werden um die Veröffentlichung der folgenden Erklärung er
ucht:

Die Deutſche Vaterlandspartei erblickt in der Verhandlungs-
grundlage, die die Regierung anzunehmen ſich bereiterklärt hat, das
nolwendige Ergebnis einer ſchwachen und zielloſen politiſchen Leitung
ſeit Beginn des Krieges. Die Deutſche Vaterlandspartei hat ſeit
ihrem Beſtehen dieſe Politik auf das lebhafteſte bekämpft, leider
ohne Erfolg.

Jetzt ſehen wir uns einem Schritte gegenüber, den wir als Tak-
ſache hinnehmen müſſen und nicht mehr ändern können. Wir halten
es aber für unſere Pflicht von jetzt an auf die furchtbare Gefahr hin
zuweiſen, in die wir uns begeben würden, wenn wir durch einen
Waffenſtillſiand England und unſeren übrigen Feinden die erſehnte

Möglichkeit geben, ſich neu zu verſorgen, und uns ſo wehrlos machen
würden, bevor wenigſtens eine Grundlage der Verhandlungen feſtge-
legt iſt, die Ehre, Beſtand und Zukunft des deutſchen Volkes wahrt.

Uns aber und allen Geſinnuneeaenoſſen erw* die heilige
Pflicht, mit äußerſter Kraft alles zu tun, um das deutſche Volk zur
Erkenntnis der ihm drohenden Gefahren zu bringen, und wenn nötig,
zur höchſten Widerſtandskraft gegen unſere Feinde anzuſpornen. Nur
dann, nur, wenn unſere Feinde eine ſolche Geſinnung im deutſchen
Volke erkennen, kann es noch gelingen, ſtatt einer ſchmachvollen, un-
ſere Zukunft zertrümmernden Unterwerſung einen ehrenvollen Frie-
den zu erreichen.

Berlin, den 6. Oktober 1918.
Der Vorſtand der Deulſchen Vaterlandsparkei.

Polens Erneuerung?
Jn einem Aufrufe, den der polniſche Regentſchaftsrat an das

polniſche Volk gerichtet hat, heißt es u. a.: „Für die Zukunft des
Polenreiches ſei jetzt die entſcheidende Stunde gekommen. Der ein
mütige Wille der Nation müſſe auf die Grundſätze gerichtet ſein,
die die Schaffung eines ungbhängigen Staates unter Einbeziehung
aller polniſchen Gebiete und mit einem Zugange zum Meere zum
Ziele hätten. Durch internationale Verträge müſſe die politiſche
und wirtſchaftliche Jntegrität des künftigen polniſchen Königreichs
garantiert werden. Alle Polen müßten jetzt zuſammenſtehen. Der
ünter anderen politiſchen Verhältniſſen geſchaffene Stagatsrat wird
aufgelöſt und eine neue Regierung gebildet werden, deren Aufgabe
es iſt, den neuen Ereigniſſen Rechnung zu tragen. Die Vor-
bereitung für allgemeine Landtagswahlen müßten ungeſäumt ge
troffen werden.“

Dazu erfahren wir, daß der Abbau der deutſchen Zivilver-
waltung in Polen bevorſteht. Die Frage, wann mit dieſem Abbau
begonnen werden und wie er ſich abwickeln ſoll, iſt weniger dringend,
da die polniſche Regierung auf dem Standpunkt ſteht, daß die mili
täriſche Okkupation noch beizubehalten ſei. Die polniſche Regierung
iſt in dieſem Sinne bei der deutſchen Regierung vorſtellig geworden.

Eine Berliner Wolffmeldung beſagt: Verſchiedene Zeitungen
glauben aus einem Begrüßungstelegramm des Reichskanzlers an
den polniſchen Regentſchaftsrat, in dem eine möglichſt baldige Be-
hebung der noch beſtehenden Okkupationslaſten in Ausſicht geſtellt
wird, herausleſen zu ſollen, daß die deutſche Okkupation in Polen
ſofort aufgehoben würde. Für eine derartige Auslegung bietet der
Wortlaut des Telegramms auch nicht den mindeſten Anhalt.
Das Telegramm ſtellt vielmehr lediglich in Ausſicht, daß

manche als unbequem empfundenen Erſcheinungen der Okkupations-
gSsſgags. gemildert und den hierüber geführten Klagen abgeholfen
werden ſoll.“

Richtiger wäre es jedenfalls, wenn Polen ſo bald wie möglichſich xlbſt überlaſſen wilde t

Lord Ceeils erfüllte Bedingung.
Eine einzige Erklärung aus dem Munde eines R

leitenden deutſ Staatsmannes.
Lord Robert Cecil gewährte dem Londoner Korreſpondenten der

Neuen Züxcher Zeitung am 2. Oktober in London eine Unterredung.Er weehh ſehr auegfan rlich über den Gedanken des Völkerbundes

aus, der Hach Cecils Anſicht Fortſchritte beſonders nach der
Rede des ſchweizeriſchen Bundespräſidenten Calender, der mit
größtem Nachdruck den r Geſichtspunkt betont habe,
daß der Hauptzweck eines ſolchen Völkerbundes darin zu beſtehen
habe, dem Gedanken des Rechtes an Stelle der Gewalt im inter-
nationalen Verkehr den Sieg zu verſchaffen. Der deutlichſte Be
weis für den Fortſchritt des Gedankens des Völkerbundes liege wohl
in der Tatſache, daß er auch im deutſchen Volke immer mehr
Wurzel ſchlage und daß die große Mehrheit des deutſchen Volkes
jede Möglichkeit, dem Krieg ein Ende zu machen und künftigen
Kriegen vorzubeugen, begrüße. Dies werden alle diejenigen, diewiſſen, was das deutſche Volk gelitten hat und noch zu ſeien hat,

gerne glauben. Weniger leicht ſei es, die Frage zu entſcheiden, in
wie weitem Maße die deutſchen Staatsmänner und Politiker mit
dem Gedanken der Begründung des Völkerbundes aufrichtig ſym-
pathiſieren. Bisher habe ſich ihre Zuſtimmung mit wenigen Aus-nahmen auf allgemeine Redewendungen beſchränkt Man ver-

nehme viele Reden, aber wahrſcheinlich würde eine einzige Er
klärung aus dem Munde eines leitenden deutſchen Staatsmannes
genügen, die Welt dem erſtrebten Ziele näher zu
bringen. Dieſer müßte die bündige Verſicherung ab-
geben, daß Belgien geräumt und in ſeiner unbeſchränkten Unab-
hängigkeit wiederhergeſtellt, ſowie auch die übrigen Fragen ohne
Annexionen und ohne Entſchädigungen mit ſchuldiger Rückſicht auf
das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker bei Friedensſchluß geregelt
werden, endlich daß gegen eine Wiederkehr des Krieges durch
Abrüſtung, Schiedsgerichte und Begründung eines Völkerbundes
Schutzwehren geſchaffen werden müſſen.

Das Bekenntnis des deutſchen Staatsmannes, das Lord Cecil
am 2. Oktober noch vermißte, iſt in dem Friedensangebot des neuen
deutſchen Reichskanzlers und in der Kanzlerrede vom 5. Oktober
abgelegt worden; den „handgreiflichen Beweis für ſeine Sinnes-
änderung“ hat das deutſche Volk, wie auch England inzwiſchen er-
fahren haben wird, Wird jetzt Lord Robert Cecil die Konſe-
quenzen aus ſeinen Worten ziehen?

Gegen engliſche Wortklaubereien.
Nach einer Reutermeldung wird in den engliſchen Kommentaren

der Rede des Kanzlers und der Note an Wilſon geſagt, der Vergleich
zwiſchen dem Text der Note an Wilſon und der Rede des Prin
Max weiſe wichtige Abweichungen auf. Während die deutſche
Note die Botſchaft des Präſidenten an den Kongreß vom 8. Januar
und ſeine ſpäteren Erklärungen als Grundlage für Friedensver-
d annimmt, ſagt der Kanzler, daß er ſich auf den Boden des
Mehrheitsprogramms ſtellt, und wenn dieſes Programm fo iſt, wie
es im Berliner eblatt mitgeteilt worden iſt, ſo werden die Diffe-
renzen ſofort deutlich werden. Angeſichts dieſer Verſchiedenheit iſt die
Frage berechtigt, auf dem Boden welcher von di Erklärungen
Deutſchland wirklich ſteht, des internationalen kuments, das
an Wilſon gerichtet iſt, oder der an das deutſche Volk gerichteten Er
klärung im Reichstage. Die Note ſelbſt läßt verſchiedene Auslegungen
zu und iſt vielleicht abſichtlich unbeſtimmt.

All dieſen Erörterungen wird dadurch ein Ende ge daß dieRegierung in der Nordd. Allg. Zig. erklären v e und die
Mehrheit des Reichstages das Wilſonſche Pro mm ohne
Ausnahme und Einſchränkung als Grundlage für den hrieden an-
genommen haben.

Ein deutſcher Aufruf an das deutſche
Volk in Oeſterreich.

Wien, 7. Oktober. (Meldung des Wiener K. K. Tel. Korr. Büros.)
Die geſtrige Bollverſammlung des Deutſ Volksiages für Oeſterreich,
die von Vertretern aller Kronländer beſchickt war, und woran zahlreiche
Reichsratsabgeordnete unter Führung des Präſidenten Groß ſowie
mohrere Herrenhausmitglieder teilnahmen, beſchloß einſtimmig einen
Aufruf an das deutſche Volk, worin der künftige Frieden els das Ende
unendlicher Opfer und als Verheißung einer beſſeren Zukunft begrüßt
wird, vorausgeſetzt, daß er die Bedingungen für das nationale und
wirtſchaftliche Leben der Deutſchen unerſchüttert klaſſe. Wenn aber
die Feinde auf unſerer Vernichtung beſtehen blieben, ſei keine andere
Wahl, als in untrennbarer Einheit mit dem Deutſchen e und
unter Zurückwriſung jedes ſchmählichen Gedankens an einen Sonder-
frieden ſich weiter zu wehren bis zum entſcheidenden Ende. Dieſer
Krieg müſſe jedenfalls eine völlige Ordnung in der Stellung des deut-ſchen Volkes in Oeſterreich herbriführen. Die Deutſchen Deſterreich

fordern völlig uneingeſchränkies Selbſtbeflimmungsrecht. Solange aber
noch die verbündeten Heere gegen den gemeinſamen Feind kämpfen,
gelte es für die Deutſchen in Oeſterreich, ſich und ihrem heldenhaften
Bundesgenoſſen, dem Deutſchen Reich, einen entſcheidenden Dienſt vor
Abſchluß dieſes Ringens zu leiſten. In dieſer Entſchließung werden
die Volksvertreter in den einzelnen Ländern aufgeferdert, alle Vorkeh-
rungen für die Einführung des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Deutſchen
in Oeſterreich zu treffen.

Die Amneſtie und die Anabhängigen.
Seit der erſten Stunde, da es feſtſtand, daß ſich im Reiche

ein Syſtemwechſel vollzieht, iſt von ſozialdemokratiſcher Seite die
Notwendigkeit einer Amneſtie für die Opfer des Krieges betont
worden. Daß ein ſolcher Schritt bei einem ſo grundlegendenSyſtemwechſel nicht ausbleiben kann, konnte gar nidt in Zweifel

gezogen werden. Aber deshalb iſt wohl auch in den Bedingungen,
die die ſozialdemokratiſche Partei für den Eintritt von Sozialdemo
kraten in die Regierung aufgeſtellt hat, die Forderung einer Am-
neſtie nicht beſonders erhoben worden. So ſchnell iſt natürlich eine
Amneſtie, in dem Umfange, wie ſie heute nöti iſt, nicht urch
geführt. Das muß jeder verſtändige Menſch einſehen. Die Leip-
ziger Volkszeitung aber, das von aller logiſcen Beſinnung unab
hängige Organ der ſozialdemokratiſchen Außenſeiter, redet ihren
Leſern ſchon wieder von dem Ausbleiben der Amneſtie vor. „Die
Amneſtie,“ ſchreibt die Leipziger Volkszeitung, „iſt gegeben durch
die ganze Situation, ſie müßte ſich unſeres Erachtens den Regieren
den ebenſo
lich Denken bis in nicht kleine bürgerliche Kreiſe hinein auf die
Lippen tritt. Aber freilich, wie käme die Reichstagsmehrheit, wie
käme die Regierung dazu, dieſe Maßregel zu dekretieren, wenn die
gabhängigen Sozialiſten nicht einmal die Rötigung verſpürt haben,
die Amneſtie in ihrem „Mindeſt“pregramm zu fordern, wenn ſie
ſelbſt noch ſtumm blieben wie getreue Gefolgsmänner ihrer neu
gebackenen Exzellenzen, als unſere Genoſſen am Sonnabend zum
Schluß der Reichskanzlerrede den Prinzen an dieſes fehlende Stück
ſeines Programms durch laute Zwiſchenrufe mahnten, die auf den
Tribünen ein kräftiges Echo Armneſtie, Liebknecht! weckten.
Wie ſoll die Reichsregierung die n Maßregeln finden,
wenn das abhängige Zentralorgan, der Vorwärts, in ſeinem Leit-
artikel über die Reichstagsſitzung nichts Dringlicheres z tun hat,
als zum Schutze für die neuen Exzellenzen vor Ungeduld, vor Un
beſcheidenheit zu warnen, aber vor lauter Regierungsfürchtigkeit
gar nicht wagt, das furchtbare Wort Amneſtie auszuſprechen, ſön
dern nur in einer ſchüchternen, umſchreibenden Andeutung die
Sache kaum zu ſtreifen riskiert.“ Jn Klammern fügt dieſem Er

willkürlich aufdrängen, wie ſie jeht allen freiheit

chaften um eine etwas deutlichere rache zu un Thema
nicht herumkommen: Die Un wird ſiedurch Eindringen eines Antrags auf Erlaß eines Amneſtiegeſetzes

gen, e zu bekennen.“
Den Ungeduldigen wird geſagt werden, e ihre Jeuße

rung hätten ſparen können, weil die nötigen e zur Amneſtie,
und zwar im weite Maße, bereits eingeleitet ſind. Und damit
werden auch die reien, daß die Reichstagsmehrheit und die

egierung an eine Amneſtie gar nicht zu denken brauche, weil die
in gen ldemokraten nicht die „Nötigung“ verſpürt
hätten, Amneſtie in ihrem Mindeſtprogramm v fordern, als
niedrige unabhängige Jerdächtigungen widerlegt. Und es iſt weiter
eine v ei, wenn das biedere Organ für Unabhängigkeit von
aller Wahrheitsliebe ſagt, daß der Vo vor lauter Regie
rungsfürchtigkeit nicht wage, das furchtbare Wort Amneſtie aus-
zuſprechen. Legen wir dieſe Gemeinheit mit zu dem Uebrigen!

Jm x ung mit dieſer Kennzeichnung des unab
hängigen Organs möchten wir es iſt ja ein Aufräumen auf
eine Vemerkung der Leipziger Neueſten Nachrichten eingehen. Das
alldeutſche Blatt hält in dieſer großen Zeit eine Amneſtie für ganz
szweckmäßig. „Man kann nun zwar an r verſchiedener Mei-
nung darüber ſein, ob es nützlich iſt, ohne Anfehen der Perſon auch
diejenigen aus den Zuchthäuſern und Gefängniſſen zu entlaſſen,
die durch Vergehen gegen die Sicherheit des Staats im Kriege zum
mindeſten indirekten Landesderrat begangen haben. Gewiß iſt
gern zuzugeben, daß bei der letzten Streikbewegung manche Urteile
gefällt worden ſind, deren Beſeitigung wünſchenswert wäre. „Ob
es aber gut iſt, vor allem ob es ein Zeichen der inneren Erneue-
rung Deutſchlands iſt, wenn man Karl Liebknecht entläßt, darüber
kann man eigentlich kaum verſchiedener Meinung ſein, wenn nicht
rechtzeitig dafür geſorgt wird, daß dieſer Herr dahin kommt, wo
er hingehört: in eine Kaltwafſerheilanſtalt. Aber Scheidemann
und ſeine Freunde haben nun einmal gerade für Liebknecht ein
mehr als freundſchaftliches Jntereſſe, das von der r aller
dings kaum mit der gleichen Herzlichkeit erwidert wird. Sie wollen
die Großmütigen ſpielen und gerade ſie Hetzapoſtel der Unab-
hängigen Sozialdemokraten aus den Gefängniſſen befreien. Das
wird ihnen ſehr wahrſcheinlich gelingen. Jedenfalls hat der Vor
wärts greifbare Unterlagen dafür, r in der Tat eine ſehr weit
gehende Amneſtie geplant und in allernächſter Zeit ſchon durch
geführt wird.“

Die Extreme berühren ſich auch in der Gemeinkeit.
Wir wollen uns ſachlich nur auf einen Punkt beſchränken: die

Bedenken gegen die der Landesverräter. Der „Landes-
verrat“ derjenigen, die bei uns hinter Kerkermauern ſchmachten

abgeſehen von denen, die durch Verrat militäriſcher Geheimniſſe
wirklich Landesverrat verübten beſtand in Handlungen, die
nicht gegen das Reich, ſondern auf baldigen Frieden gerichtet waren.
Natürlich kann man über die Zweckmäßigkeit dieſer Handlungen ver

Meinung ſein. Aber Landesverrat waren ſie nicht.
n Wien iſt jetzt von hohen Richtern allen Ernſtes die Frage dis

kutiert worden, Schleichhandel juriftiſch als Landesverrat zu quali
fizsieren. Darüber läßt ſich ſprechen. Gewiß iſt aber, daß die
Schleichhändler mit größerem Rechte als Landesverräter betrachtet
werden können, als die, die man bei uns Landesverräter ſchilt.
Jedenfalls wird bei der neuen Reichsregierung auch keine Sekunde
ein Bedenken darüber aufkommen dürfen, wie es in den Leipziger
Neueſten Nachrichten Liebknecht gegenüber geſchehen iſt. Jm
übrigen aber iſt im Gegenſatz zur Leipziger Volkszeitung die Feſt
ſtellung der Leipziger Neueſten Nachrichten bemerkenswert, daß der
Vorwärts greifbare Unterlagen dafür zu haben ſcheint, daß in der
Tat eine ſehr weitgehende Amneſtie im Werke iſt. Womit die
Windbeutelei der Leipziger Volkszeitung in einem wichtigen Punkte
feſtgeſtellt iſt.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Die Abänderung der Reichsverfaſſung im
Bundesrat angenommen.

Der Bundesrat hat den Entwurf eines Geſetzes zur Abände-
rung der Reichsverfaſſung und des Geſetzes betr. die Stell
vertretung des Reichskanzlers vom 17. März 1878 angenommen.

Bei der Aenderung des Stellvertretungsgeſetzes handelt es ſich
offenbar um eine nähere Umgrenzung der Tätigkeitsgebiete der Staats
ſfekretäre ohne Portefeuille. Die Abänderung der Reichsverfaſſung aber
betrifft zweifellos den Art. 9 der Verfaſſung, en den, wie man noch
geſtern in der Preſſe leſen konnte, mehrere Bundesregierungen, an
erſter Stelle Sachſen, entſchiedenſten Einſpruch erhoben haben ſollen.
Die gegenſätzlichen Lesarten gleichen ſich vielleicht dadurch aus, daß der
angezogene Artikel nur inſoweit abgeändert worden iſt, daß die parla-

Staatsfekretäre durch die alte Faſſung nicht beeinträchtigt
werden.

Die amtliche Ernennung der parlamentariſchen
Staatsſekretäre.

Der Reichsanzeiger meldet: Der Staatsſekretär des Auswärtigen
Amtes Wirklicher Geheimer Rat von Hintze wurde auf ſeinen An-
trag von ſeinen Aemtern entbunden, der Staatsſekretär des Reichskolo
nialamtes Wirklicher Geheimer Rat Dr. Solf unter Belaſſung ſeines
bisherigen Amtes zugleich zum Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes
ernannt, Geheimer Juſtizrat Trimborn, Mitglied des Reichstages,
mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des Staatsſekretärs des Jnnern,
Reichstagsabgeordneter Bauer mit der Wahrnehmung der Geſchäfte
des Staatsſekretärs des Reſchsarbeitsamtes, Reichotagsabgeordneter
Landgerichtsdirektor Gröber, Vizepräſident des Reichstags Scheide
mann und Raſchstagsabgeordneter Erzberger mit der Wahrneh-

der Geſchäfte eines Staatsſekretärs nach näherer Beſtimmung
des Reichskanzlers beauftragt.

Rücktritt des Chefs des Zivilkahinetts.
Wie die V. Z. hört, iſt ein Rücktrittsgeſuch des Chefs des Geheimen

Zivilkabinetts v. Berg eingereicht und enommen worden.
Der Syſtemwechſel wäre in der Tat unvollſtändig, wenn nicht auch

W r Zivilkabinetts des Kaiſers durch einen neuen Mann er-
etzt würde.

Das Entlaſſungsgeſuch des Herrn von Waldow.
Aus Berlin wird gemeldet, daß der Stoatsſekretär des Kriegs

ernährungsamtes, v. Waldo w, ſein Entlaffungsgefuch eingereicht hat,
doch ſei dte Entſcheidung kisher noch nicht gefallen.

Es iſt zu wünſchen, daß die Genehmigung des Entlaſſungsgeſuchs
nicht allzu lange auf ſich warten läßt.

Die nächſte Reichstagsſitzung am Sonnabend.
Präſident Fehrenbach hat die nächſte Reichstagsſitzung auf

Sonnabend, den 12. Oktober, 1 Uhr einberufen. Auf der Tagesord-
nung ſteht die Entgegennahme von Mitteilungen des Reichskanzlers.

Nachtragsetat für die neuen Reichsämter.

Nach W wg gn e Neuding chsverwoa n ufung r e neuerSee n die m Rei n rlegung s notReſſorlo verwaltenden Steeieſetreteee h 000 M.

n e ro nur der r en um6000 M. Gehalt. Die neuernannten Staatsſekretäre ohne Reſ
eübrigen Staatsſekretäre erhalten und dazu noch E b

elle dis

fort werden aller Wahrſcheinlichkeit nach die gleichen wie die

die
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die nicht vorhandene Dienſtwohn Nee ſi V für jedeu

zu 20 000 Mk. belaufen wird; in auch die Wohnungs

ſo die Redaktion hinzu: „Indes werden die abhängigen Herr
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bleiben würde, erübrigten achforderungen.Präſidenten bzw. Vizepräſidenten ſtehen 36 000 M. Gehalt und u

Mark Aufwendung ſowie freie Dienſtwohnung oder e
J zu. Stellvertreter des Reichskanzlers bez 000
Mark Gehalt und 14 000 M. Repräſentationskoſten und hat Anſpruch
auf freie Wohnung mit Geräteausſtattung.

Einſchränkung amerikaniſcher
Truppentransporte.

neneänk der rn umer en gilt de dorterirg des enſenliten die
er Auffaſſung geknüp rder nenin Wirte ſchon weiter vorgeichätten, als es der weiteren Oeffent

lichkeit bekannt ſei.
Wie wir aus zuverläſſiger Quelle erfahren, entſprechen die Er

von der Einſchränkung amerika r Truppentransporte den
tſachen. Die daran geknüpften optimiſtiſchen Folgerungen ſind je-

doch un berechtigt. Amerika hat ſeine r nach
Europa lediglich eingeſchränkt, weil es augenblicklich ger r wenig
tens ſoviel Truppen in Europa hat, daß es für den Transport an

erpflegungsmitteln und Munition des ganzen für den Heeresdienſt
zur Verfügung ſtehenden Transportapparates bedarf.

Dernburg über den Krieg.
Der ehemalige Kolonjalſekretär Dernburg hat am Sonntag

in Chemnitz eine Rede gehalten, die eine glänzende Verteidigung
der Demokratie und des Verſtändigungsfriedens war.Scharf verurteilte der Redner das bisherige Hrn es Militarismus,

wonach Macht vor Die Uebermacht jener Kaſte, die nur
nach dem Prinzip des Machtgedankens handelte, den unglückſeligen Ge
waltfrieden von BreſtLitowſt zuſtande brachte, das Volk über die Er
folge des Unterſeeboot- täuſchte, nach Eroberungen ſchreit, jede
innerpolitiſche Reform ver und damit die Heimatfront ſchwächt,
iſt vorbei und darf nie derkehren. Unſere früheren Friedenskund
gebungen konnten im Auslande nicht als ehrliche Willensakte des Vol
kes aufgenommen werden. Standen doch unſere Staatsmänner bei
ihren Erklärungen im Reichstage immer zwiſchen zwei Helmſpitzen.
Jhre Darlegungen waren daher nicht eindeutig genug. Man brauche
nur an das unglückliche Auftreten s im Reichstage zu denken,
der an ſeine Beſprechung der Friedensreſolution des Reichstages die
bekannten verhängnisvollen Worte hinzufügte: „Wie ich ſie (die Reſo
lution) e e Der Redner ſprach entſchieden und ſcharf. Einigen
alldeutſchen Zwiſchenrufern machte er mit ſo kurzen wir energiſchen
Worten den Ernſt der gegenwärtigen Situation unſeres Volkes klar.
Am Schluſſe ſpendete ihm die Verſammlung jubelnden Beifall.

Die ſächſiſche Regierung auf dem
rechten Wege.

Das Leipziger Tageblatt wollte geſtern erfahren haben, daß die
ſächſiſche Regierung eine neue Wahlrechtsvorlage vorbereite; es ſei
aber nicht bekannt, ob darin den Forderungen der Zeit Rechnung
getragen werde. Die Leipziger Abendzeitung wollte ſogar wir
daß am Montag und Dienstag bedeutungsvolle Sitzungen des Ge-
ſamtminiſteriums ſtattgefunden haben. Es verlaute, es ſtehe eine
Kundgebung an das ſächſiſche Volk unmittelbar bevor, „in der gleicheiner Art Sſterbotſchaft eine ganze Anzahl Reformen angekündigt

werden. Jm einzelnen wird man die Botſchaft mit Pro Mit
teilungen abzuwarten haben. Soviel läßt ſich für heute ſagen, daß
das jetzige Vierklaſſenwahlrecht zu Grabe getragen wird, wenn-
Leig anzunehmen iſt, daß noch nicht das Reichstagswahlrecht für

achſen gewährt werden wird.“
Die Leipziger Neueſten Nachrichten dagegen laſſen ſich aus

Dresden melden, daß die Meldungen verſchiedener Blätter, nach
denen in den nächſten Tagen eine Kundgebung der Staatsregierung
beporſtehen ſoll, in der ein neues Landtagswahlrecht angekündi
werden ſoll, ſich nach den von uns an maßgebender Stelle
eingezogenen er in keiner Weiſe beſtätige. Es
ſtehe weder eine derartige Kundgebung bevor, noch iſt jetzt ſeitens
der ſächſiſchen Staatsregierung eine Abänderung des Landtags
wahlrechts ins Auge gefaßt worden. Die Staatsregierung ſteht b i s
jetzt noch auf dem Voden der von ihr im ſächſiſchen Landtage ab-
gegebenen Erklärungen. Trotz dieſer unbedingt negativen Meldung
glauben die L. N. N. daraus den Schlaß ziehen zu können, daß im
Schoße der e doch Erwägungen ſtattgefunden haben müſſen,
die mit dem Umſchwung tn Berlin in Verbindung ſtehen. Man
werde ſich auch in Dresden damit abfinden müſſen, daß die Vor
gänge in Berlin nicht ohne Folgen für Sachſen bleiben können.

Ja, das glauben wir auch! Aber wir ſind auch der Meinung,
daß die Meldungen der erſtgenannten Leipziger Blätter nicht zu
treffend ſind. Die Männer in unſerer Regierung ſind S
den neuen Geiſt zu begreifen. Deshalb meine wir auch, daß die
r auf dem rechte Wege iſt, weil ſie durch ihre
Haltun weiſt, daß ſie den neuen Verhältniſſen ohnmächtiggegenüberſteht und daher unbedingt neuen Männern Platz machen

muß.
7

In einer ſtark beſuchten öffentlichen Verſammlung in Dresden
ſprach Abg. Dr. Grad nauer, über die die Lage im Land
im Anſchluß an die veränderten Verhältniſſe im Reiche. Nach dem
Berichte der Dresdner Volkszeitung führte der Redner aus:

Juch über das Wahlrecht in den Bundesſtaaten muß geſprochen
werden. Wir Sogialdemokraten hatten gefordert, daß von Reichs

en für alle Bundesſtaaten das gleiche Wahlrecht r fordern iſt.
Reſe Forderung haben wir mit e auf das Zentrum, das auf

die bayriſchen Sonderverhältniſſe r nehmen zu müſſen
glaubte, nicht voll durchſetzen können. Um der großen Sache willen
haben wir inſoweit etwas nachgegeben. Jmmerhin hat der Reichs
kanzler geſagt und kommt unſer ſen in Betracht

zweifle nicht, daß auch die Bundesſtaaten, die in der Ent
lung ihrer verfaſſungsmäßigen Zuſtände noch zurückſtehen, dem

preußiſchen Beiſpiel entſchloſſen folgen werden. Wir haben in
Sachſen die Kämpfe gegen das Pluralwahlrecht führen müſſen. Die
Nationalliberalen waren ſchließlich bereit, für das gleiche lrecht
mit einer Alterszuſahſtimme einzutreten. Aber hier war es die Re
gierung, die die größten Schwierigkeiten gegen das gleiche Wahl
recht gemacht hat. In der Stunde, in der wir e h ſind,
müſſen wir den rungen in Sachſen ſagen, e doch
ſelbſt einſehen werden, wie falſch ſie die Zeichen der Zeit beurteilt
er ie h Miniſter waren beſonders enthuſiasmierte

reunde der Paterlandspartei. Kam Herr v. Tirpitz ngch Dresden,
e ſaßen die ſächſiſchen Miniſter zu ſeinen Füßen und ſpendeten
einen Ausführungen frenetiſchen Beifall. Der Finanzminiſter

er
wi

v. Seydewitz hat im Landtage wiederholt erklärt, daß wir unbe
dingt auf eine Kriegskoſtenentſchädigung durch unſere Gegner be
ſtehen müßten. Eine Regierung, die ſo falſch die Verhältniſſe be
urteilt, die durch ihr Verhalten zur Krie z rhat und die dem Volke ſeine Rechte vorenthält, kann nicht länger an

gen Platze verbleiben. (Stürmiſches Bravo

Eine Wahlrechtsvorlage in Anhalt.
Der anhaltiniſche Landtag trat am Dienstag zu ſeiner Nach

ſeſſion zuſammen. Er wurde mit einer Thronrede des Prinz
regenten Aribert eröffnet, die neben anderen Vorlagen eine Um
geſtaltung des Landtagswahlrechts ankündigt.

wie vor auf ihrem ab-
lehnenden Stand gegen je de Wahlreform.

Jn Sachſen e Regierung na
pun

———“e-„-„WWOFYVà—Deutſcher Heeresbericht vom 8. Okt.
wih. Großes Haupiquarter, den 8. Oktober 1918. (Amillch.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprechk.

Nördülch der Scarpe griff der Engländer nach heftigem Feuerkampf
beiderſeils von Oppy an. In Reuxireuil faßle er Fuß. Im übrigen
brachien ha unſere Voryeoſten zum Skehen.

Heeresgruppe Boeha.
Nördlich von St. Quenlin ſehzlen Engländer und Franzoſen ihre8

ſtarken Angriffe fork. Nördlich von Monkbrehain ſchlugen hannoverſche

und braunſchweigiſche Regimenker fünſmaligen Anſturm des Feindes
ab. Weiter füdlich brach der Angriff des Feindes in unſerem Feuer
zuſammen. Bei und füdlich von Sequehart haben poſenſche und hef
ſiſche Regimenter nach harkem Kampf ihre Stellungen behauptet. Bei
den Kämpfen an der Tilloy-Höhe brachten ſchleſiſche Balalllone und
Pioniere im Nahkampf und durch Gegenſtoß den feindlichen Anſturm
zum Scheitern.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Vorfeldkämpfe an der Ailette und Aisne. Das nördliche Suippes-

Ufer wurde in örklichen Unkernehmungen vom Feinde geſäubert. Am
Nachmiktage ſtieß der Gegner in Teilangriffen bei Bazancourt und
Selles, mit ſtarken Kräflen beiderſeils von St. Clement an der Arnes
vor. Seine Angriffe ſcheilerlen. Oertliche Kämpfe um St. Elienne,
das von uns geommen wurde, im Gegenangriff des Feindes aber wie
der verloren ging. Im übrigen beſchränkle ſich die Täligkeit des Fein
des in der Champagne auf Teilvorſtöße und zeiſweilig auflebenden Ar
filleriekampf. Beiderſeits der Aisne ſchlug die in den letzlen Kämpfen
beſonders bewährte 9. Landwehr- u. 76. Neſerve-Diviſion heftige An
griffe des Feindes ab.

Heeresgruppe Gallwitz.
Nach ſtärkſter Fenervorbereitung ſehzle der Amerikaner erneut zum

Durchbruch beiderſeits der Aire an. Auf dem weſtlichen Ufer brachke
würklembergiſche Landwehr die ſüdlich von Chalel vorbrechenden An
griffe zum Scheilern. Von der Höhe närdlich von Chakel, auf der
der Feind vorübergehend Fuß faßle, wurde er im Gegenangriff wieder
geworfen. Oeftlich der Aire brachen die feindlichen Angriffe meiſt ſchon

in unſerem Artilleriefeuer zuſammen. Gegen Abend nahm der
Feind beiderſeits der von Charpentry und Romagne und der von
Nantillons auf Cunel führenden Straßen ſowie weſtlich der Maas
ſeine Angriffe wieder auf. Nach hartem Kampf ſchlugen wir ihn
teilweiſe durch Gegenſtöße zurück.

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

enn dieſes iſt der Freien einz'ge
Pflicht: Das Reich zu ſchirmen.
das ſie ſelbſt beſchirmt.

Scßiller.
Erfüllet dieſe Pflicht!
seichnet die Veuntel!

Das gleiche Wahhlrecht für
Schaumburg-Lippe.

Bäckeburg, 8. Oktober. Durch eine Verordnung des Fürſten Le o-
pold zu Schaumburg-Lippe wird bekanntgegeben, daß auf den Vor-
n des Staatsminiſters der Fürſt beſtimmt habe, dem Landtage als
bald einen Geſetzentwürf zur Abänderung des Wahlrechts für denLandtag zur r Be Hiuffafſung vorzulegen. Dem
Geſetzentwurf ſoll das allgemeine gl Wahlrecht mit einer Zuſatzfümme für das Alter zugrunde gelegt werden.

Sogziales.
Anfälle im deutſchen Bergbau.

SK. Die ger der Unfälle im deutſchen Bergbau iſt von 14,97
auf 1000 Verſicherte im Jahre 1903 auf 14,66 im Jahre 1917 ge-
Srren, Die Zahl der tödlichen Unfälle betrug 1913 insgeſamt

21, im letzten Jahre 2874 und unter Einrechnung der nicht
entſchädigten Unfälle, welche jetzt die Statiſtik nicht anführt, min
deſtens 3000. Die Zahl der tödlichen Unfälle ſtieg von 0,23 Proz.
auf 0,37 Proz. Beſonders groß iſt die Zunahme der Unfälle bei
r und weiblichen Arbeitern, die früher ja im Bergbau
ängſt nicht in der geht beſchäftigt wurden wie gegenwärtig.

Der ſteigende Blutſtrom im macht Reformen zum
Schutz Leben und Geſundheit der Bergarbeiter zur dringlichen
Notwendigkeit. Neben allgemeinen Maßnahmen in bezug auf
Arbeitszeit und Arbeitsart iſt die ſofortige Einführung einer
ſtändigen Vetriebskontrolle durch freigeſtellte Arbeiterkontrolleure
notwendig.

Anerkennung der Gewerkſchaftsſekretäre.
Wie aus Eſſen kürzlich gemeldet wurde. hat der Verein der chemi

ſchen Induſtriellen ſich bereit erklärt, die Sekretäre der Gewerfkſchaften
s Vertreter der organiſierten Arbeiterſchaft anzuerkennen und mit ihnen

gegebenenfalls zu verhandeln. Von den Werken ſollen den Organi-
fationsbeſtr der Arbeiter keinerlei Schwierigkeiten mehr ge-
macht werden. Bezüglich der Verkürzung der Arbeitszeit, Ueberſtunden
berechnung, Nacht- und Sonntagsarbeit ſoll den Arbeiterwünſchen ent

engekommen werden. Aus eigener Ueberzeugung werden dieſe
nternehmer natürlich nicht zu dieſer Sinnesänderung gekommen ſein.

Man vermutet, daß da im Zuſammenhange ſteht eine Rede des
preußiſchen 2 v. Syudow, die auf einer u z
Jnduſtrierates gehalten und in der er in überzeugenderund eindringlicher ſe auf die Wiweeigtei der n zwi
ſchen Arbeitern und Arbeitgebern hingewieſen hat. Auch ſchwer
induſtriellen Arbeitgeber im iliſchen J chen werden zu
einer Neuorientierung ihren ven gegenüder kommen müſſenund dazu wird es nachgerade auch döcte Jan

Aus der Partei.
Erwin Szabo tot.

SK. Am 80. September verſtarb in Budapeſt Erwin Szabo,
der marxiſtiſche Wiſſenſchaftler der ungariſchen Sozialdemokratie
im Alter von nur 41 Jahren. Schon als junger Wiener Student
ſtändiger Mitarbeiter der ungariſchen Parteizeitungen, betätigte
er fich ſpäter hervorragend auf literariſchem Gebiet und übertrug

neben einer grotzen Anzahl von Broſchüren auch ausgewahlte
Schriften von Marx und Engels ins Ungariſche. Ein mehrbändiges
Geſchichtswerk: „Die Klaſſenkämpfe Ungarns im Revolutionsjahr
1848“ hat er im Manuſtkript druckfertig hinterlaſſen. Auch an der
Neuen Zeit hat Erwin Szabo häufig mitgearbeitet. Als Direktor
der Bibliothek der Handelskammer unv ſpäter der Städtiſchen Bib
liothek in Budapeſt hat er ſich Verdienſte erworben, die auch von
den weiteſten bürgerlichen Kreiſen dankbar anerkannt wurden.

Der Glückwunſch der däniſchen Sozialdemokratie.
Der Vorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei Dänemarks hat

an den Vorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands an
läßlich der Demokratiſierung Deutſchlnds ein herzliches Glück-
wunſchtelegramm gerichtet, in dem die Erwartung ausgeſprochen
wird, daß die Tage des Friedens und der politiſchen Befreiung des
deutſchen Volkes jetzt kommen möchten.

Aus aller Welt.
70 Millionen Mark geſtohlen.

Bei einem Diebſtahle auf dem Berliner Hofpoſtamt in der
Nacht zum 25. September ſind den Dieben 70 Millionen Mark in
unverzinslichen Reich sſchatzanweiſungen, die am 30. Sept.
fällig waren, in die Hände gefallen. Als günſtiger Umſtand iſt zu
betrachten, daß bisher noch kein geſtohlener Reichsſchatzſchein der
Reichsſchuldenverwaltung präſentiert worden iſt. Das läßt die Ver-
mutung zu, daß die Veräußerung des Raubes noch nicht gewagt
wurde. Der Diebſtahl iſt nur durch grobe Verſtöße einzel-
ner Beamten möglich geworden. Die Unterſuchung wurde
natürlich ſofort eingeleitet. Für das Vorkommnis ſind in erſter
Linie die Kriegsverhältniſ'e verantwortlich zu machen, die
auf verantwortliche Stellen vielfach Leute gebracht haben, die unter
normalen Verhältniſſen niemals ſolche Poſten erlangt hätten. Die
Peronalnot bei der Poſt hat, ebenſo wie bei der Eiſenbahn,
heute einen Umfang erreicht, der es geradezu verwunderlich er-
ſcheinen läßt, daß der Betrieb überhaupt noch ſo, wie es geſchieht,
aufrecht erhalten wird. Welche Verhältniſſe heute bei der Poſt ein-
geriſſen ſind, geht auch daraus hervor, daß kürzlich bei einem
rheiniſchen Poſtamt das geſamte weibliche Per-
ſonal gegen 30 Perſonen feſtgenommen werden mußte, weil
es ganze Sendungen geſtohlen hat.

x

Weitere Cholerafälle. Berlin, 8. Oktober. Jn Berlin ſind
bis zum 8. Oktober morgens 17 Fälle von Cholera amtlich gemeldet
worden. Sämtliche Erkrankte und ihre Angehörigen ſind Kranken-
häuſern zugeführt und unter Beobachtung geſtellt worden. Von den
17 ſind bisher 13 geſtorben. Außer dieſen ſind zwei Fälle von
Cholera vorgekommen auf einem Schiff auf dem Kaifer-Wilhelm-
Kanal bei Marienwerder im Kreiſe Niederbarnim. Das Schiff iſt
unter Beobachtung geſtellt. Die Erkrankten ud die geſamte Be-
ſatzung ſind dem Krankenhauſe in Liebenwalde zugeführt worden,
Von den beiden Erkrankten iſt eine Frau geſtorben.

Großes Dampferunglück. Haag, 8. Oktober. Aus Liverpool
wird gemeldet Der Dampfer Burutu (4000 Tonnen) von der Elder-
DempſterLinie, der aus Weſtafrika mit vielen Paſſagieren und einer
Ladung Palmöl ankam, wurde vor dem Hafen durch Zuſammenſtoß
mit einem ausfahrenden Dampfer in wenigen Minuten verſenkt. 42
Menſchen ſind als Ueberlebende gemeldet; die Zahl der Umgekomme-
nen beträgt wahrſcheinlich über 200.

Die Exploſion in der amerikaniſchen Muniklionsfabrik. Amſter-
dam, 7. Oktober. Aus Neuyork wird gemeldet: Die Anzahl der Opfer
bei der Exploſion in der Gilleſpie-Munitionsfabrik beträgt nach
Schätzung von befugter Seite nicht mehr als 94 Tote und 150. Verſegtzte.

Vermiſchtes.
Preisſturz auf dem Pfälzer Weinmarkt. Aus Karlsruhe

meldet die Voſſ. Ztg.: Ein ganz plötzlicher Preisſturz iſt in den
Pfälzer Weinmoſten eingetreten. Man iſt auf einmal ſehr zurück-
haltend geworden und der Abſchluß größerer Geſchäfte ſtockt voll
kommen. Der Handel hält ſich zurück, da man durch die neuen
politiſchen Verhältniſſe weitere Preisrückgänge befürchtet. Jn der
Pfalz wurden für Weinmoſt 75, ja ſogar nur 60 M. für die Logel
geboten. Man iſt der feſten Ueberzeugung, daß die Preiſe noch
weiter zurückgehen werden. Eine große Anzahl von Weinhand-
lungen, die bereits große Geſchäfte abſchloſſen, haben durch den
jähen Preisſturz Hunderttauſende von Mark verloren, da ſie die
Geſchäfte nicht mehr rückgängig machen können.

Einen ganz raffinierten Trick, um begangene Milch-
fälſchungen zu verdecken, iſt man in einem Dorf im badiſchen
Oberland auf die Spur gekommen. Ein Landwirt aus dem Dorfe
hatte ſchon ſeit längerer Zeit Milch nach der Stadt angeliefert, die
ſtark waſſerhaltig war. Es ſollte daher (an Stall des Landwirts
unter Aufſicht eines Kontrollbeamten ein Probemelken ſtatt
finden, worauf die Milch ſofort unterſucht werden ſollte. Als der
Kontrolleur mit der Tochter des Landwirts im Stall erſchien, fiel
letzterer, einem ziemlich beleibten Mädchen, unter der Schürze ein
unförmliches Ekwas hervor, das ſich ſchließlich als eine mit Waſſer
gefüllte Schweinsblaſe entpuppte. Es war beabſichtigt, die
Blaſe während des Melkens mit einer Nadel aufzuſtechen und das
Waſſer in das Milchgefäß rinnen zu laſſen, um dadurch die un-
ſchuldige Kuh in den Verdacht zu bringen, daß ſie ſchuld an der
verwäſſerten Milch trage. Die Vorſicht war ſogar ſoweit gegangen,
daß man das Waſſer in der Schweinsblaſe angewärmt hatte, da
mit die gewäſſerte Stallprobe dieſelbe Tenperatur wie die Nalur-
milch habe.

Arbeiter-Sekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.

Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abends
von 6—8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen

h

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Donnerstag, vormittags 8--12 Uhr: Nr. 56 501-60 000, nachWer mittags v h ühr Nr. 60001--63500 der Lebensmittel-
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für
d Pfennig. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale.

Gedsrrte Aepfel. Donnerstag, vormittag 8--12 Uhr: Nr. 120601 bis16000, r mittags von 2-6 Uhr: Rr. 16001--19500. Jede

Perſon Pfund für 40 Pfg. in der Talamtſchule.
Quark. Donnerstag auf Abſchnitt 2 des neuen Einkaufsſcheins

über Molkereierzeugniſſe in den ſol enden Stellen raneis,
Dieskauer Straße 6, Ende, Delitzſcher geren 10, Kurze,
Körnerſtraße 31, Hopfeld, Streiderſtraße 29. ſſugelaſſen t
nur diejenigen, welche bei den Vorgenannten zur Kundenli
angemeldet ſind. Jedes Kind von 6--12 Jahren u. Pfund
für 37 Pf. Die Äbſchnitte verlieren mit dem Tage de
Aufrufs ihre Gültigkeit. Rachträglicher Verkauf kann nicht
mehr ſtattfinden.



Städtiſches Arbeitsamt, weibliche Abteilung,

Stundenplan der ſtäotihenſrauenſchue. ine esng Nur ülerinnen,Winkerhalbjahr 1918 19. einer anerkannten Frauenſchule dur n, können in
Wontag: Beſchäftigungslehre: Ausſchneidearbeiten, Chrift Fachkurſus eintreten. en

baumſchmuck, Verwendung von wertlofem Material zu Das ſgeld beträgt für Vollſchülerinnen im erſten Schu
h Frl. Jugendieiterin Manz; 100 M., im z Schuljahr halbjährlich 80 M. Die Vollſchülerinnen
r Wo e Das Seelenleben des Kindes, Frl. W r g. n be

r. e; en T. mehr10--11 Deulſch: Aus der Geſchichte der deutſchen Sprache als 100 M., auch bei der Höchſtzahl von 32 n

(mit ſchriftlichen Uebungen) Frl. Dr. An en nimmt e en und nähere Auskunft erteilt wochen
11--12 Kunſtgeſchichte: Albrecht Dürer, Frl. Dr. Goſche; täglich von 12--1 Uhr (außer Sonnabend) die Direktorin Frl. Dr.
12-1 a Wiehe das Weſen des Chriſtentums, Goſche in der Frauenſchule, Burgſtraße 45.

rr Studienra e Ha. g.Diensiag. S Keheen Anſgaben des tägichen Lebens aus der alle den 8. Oktober 1918. Der Megiſtrot.

e e und aus dem bargeldloſen Verkehr, Bekanntmachung.
rr Direktor Göll;9——10 Buchführung: Hausvwirtſchaſtlicher Geſchäftsgang Auf Grund der S 11 und 12 der Verordn über Gemüfſe, Obſtund e e an mit Steuererklärung, Herr Direktor n vom 5 April 1917 (Geichs Gefehbeatt S. 307) wird be

Göll;
10--11 Deutſch Goethes Lyrik, Frl. Dr. Goſche; g s 1.11 12 r Führende Meiſter der Gegen- Die Verordvung über Herbſtgemüſe und Herbſtobſt vom 19. Juli
wart von Vöcklin bis Nolde, Frl. Dr. Goſche; 1918 (Reichsanzeiger 176 vom 29. Juli 1918) wird für das Gebiet des
12-—-1 Geſchichte: Geſchichte und wirtſchaftliche Entwick Deutſchen Reiches auf Runkelrüben ausgedehnt.

lung der See ten von Nordamerika, Herr g 2.Studienrat Dr. Urbach; Die Bekanntmachunng tritt drei Tage ihrer Verkündigung in4——6 Franzöſiſch: Phraſes de tous les jours aver Kraft. nach s
exercices par ecrit. Lecture: Daudet: Tartarin de Taras- Berlin, den 28. Septenbge

eon. Herr Studienrat Dr. Weber; eichsſiclle für Gemüſe und Obſl.Mitiwoch: 8--9 Engliſch: Reading:. Dickens: Little Dombay. Con gez. von Tilky.verſation thereon. Englefh grammar, orally and in wri Wir bringen dieſe Anordnung hiermit zur öffentlichen Kenninis.

r Halle, den 8. Ottoder 1918 Der Magiſtrat.nene im Emilienheim, Schweſter Eli- Bekanntmachung.
bet oth;e Veikeairſſchaftolehre: Deutſche Sozialpolitik, Frl. Die Verordnung vom 14. September 1918 betr. Abänderung der

Dr. Lange; Vorſchriften für ruſſiſche und ſonſtige ehemals feindliche Staatsange-
12-—-1 Vürgerkunde: Frl. Dr. Lange; hörige des ruſſiſchen Reiches tritt hiermit ſofort außer Kraft.

Donnerstag: 8—9 Haushaltungskunde: a) Nahrungsmittel und Haus Magdeburg, den 2. Oktober 1918.
arbeitslehre, Frl. Gewerbelehrerin Kogge; Der ſteſlverlrekende Kommandierende General des IV. A.-K.

a eArbeit im rgarten. enoralleutnaFreitag: 8——9 Engliſch: Dickens: Little Dombay etr, Herr Stu-
dienrat Dr. Regel der Kochen el. Kogre; Bekanntmachung.
TTie r e r Jooge: In der wärmeren Jahreszeit iſt ein gehäuftes Auftreten der Ruhr
45 Ralurkunde: Naturgeſchichte der wichtigſten Noh nicht ausgeſchloſſen. Um von vornherein dieſer Gefahr wirkſam zu
ſtoffe, Herr Rektor Haaſe; degegnen, iſt die gewiſſenhafte des nachſtehender Abwehrmaß

6 Turnen: Frl. Matthes. nahmen ſchon jetzt unbedingt erforderiüich
Sonnabend: 8-—9 Nädagogik: Das Seelenleben des Kindes, Frl. a) Jn allen Volksſpeiſehäuſern, Gaſt und Schankwirtſchaften, Fa
t Dr. Goſche; brik- und Krankenkaſſenräumen iſt ein Abdruck oder eine Ab-9-—-10 Bärgerkunde: Frl. Dr. Lange; ſchrift der in den hieſigen Tageszeitungen heute veröffentlichten

10--12 Geſundheitslehre: Säuglings- und Kleinkinder- „Gemeinverſtändlichen Bekehrung über die Ruhr“ zum Aushang
pflege. Erſte Hilfe am Krankenbett, Frau Dr. med. u bringen.
Stöltzner; b) In den Bedürfnisanſtallen für die unter a genannten Räume iſt
12——-1 Soziale Unkerweiſnng: Jugendfürforge, Frl. Dr. auf peinlichſte Sauberkeit der Sitze, Tärklinken, Griffe am
Goſche. Waſſerzuge und dergleichen zu halten. Wenn irgend durchDer Fachkurfus, der zur ſtaatlichen Kindergärtnerinnen und Hort- führbar, ſind auch in dieſen Bedürfnisanſtalten Gefäße ur Reini

nerinnenprüfung vorbereitet, umfaßt an wiſſenſchaftlichen Stunden: Er- gung und Desinfektion der Hände und Gebrauchsgegenſtände mit
ziehungslehre, Jugendliteratur, Kindergartenlehre, Hortkunde, Natur

Derſamnmlange-, Fabrſt- and

de de e ragba n len e

ſcheinungen ſofort einen Arzt zu Rate zu ziehen.

An e Beßſer der

r t

hrien Maßnahmen.

die bald ein ſchleimiges Ausſehen annehmen.
auch es emg Disweilen beginnt die Krankheit mit Erdreche
und Uebelkeit. Fieber iſt oft kann aber auch vollſtändig

hlen. Es empfiehlt ſich, beim Auftreten verdächtiger Krankheitser

Die Ruhr h Schmußkraukheit. Ihee Ueber

t kemint eilee Raht ken in den r hrreger der Ruhr, ein illus, wird nämlich von den Kranken lediglirh
mit dem Stuhlgang ausgeſchieden. Dbeſchmutzen auch bei an ſich ſauberen Menſche ſehr leicht die

pier häufig für Flüſſigkeiten und Batterien durchläſſig iſt.
3 r werden dann die Ruhrkeime auf G änd

riff. am erzug des Kloſetts, Türklinken, Treppengeländer undebrau le ferner auf Nahrungemittel oder uamitſelbar

Der wirkſamſte Sauberkeil derSchutz gegen die Ruhr iſtDringend zu fehlen iſt deshalb der Gebrauch von gutem
loſetipapier. Außerdem aber beherzige ſeder:

Nach der Nolkdurfi, vor dem Eſſen
Händewaſchen nicht vergeſſen!“

Beſonders muß beim Herrichten von Speiſen, (Anrichten ungekocht
z genießender Gerichte, Streichen des Bullerbrois!) auf Sauberkeit der
ände geachtet werden

„Willſt andere du mit Speiſe laben,
So mußt du ſaubere Hände haben!“

ſollte ſich jede Hausfrau, jede Köchin zum Wahſſpruch wählen.
Auch können Fliegen die Ruhr verbreiten, wenn ſie Gelegenheit

rungsmittel zu hen Daher ſind zur Verrichtung der h gut ge
baute Aborte zu benutzen; im Freien entleerter Stuhlgang iſt ſorgfältig
mit Erde zu bedecken. Andererſeits ſind Nahrungsmittel und noch zum
Genuß beſtimmte Speiſereſte ſorgfältig vor Fliegen zu ſchützen. Ueber
haupt iſt der Fliegenplage nach Möglichkeit Einhalt zu tun.

Urnreifes Obſt und verdorbene Nahrungsmittel verurſachen an ſich
keine Ruhr. Sie können jedoch durch von MagenDarm
katarrhen das Haften etwa in den Darmkanal hinein gelangter Ruhr
bazillen und damit das Entſtehen der Ruhr begünſtigen. Deshalb ver
meide man beides, wenn Ruhr herrſcht, ganz beſonders.

Die beſte Pflege findet ein Ruhrkranker in einem Kraukenhaus.
Durch ſchleünige Abſonderung der Kranken und JInfizierten im Kranken-
haus werden auch ihre Familienangehörigen und Arbe oſſen in
m iſter Weiſe gegen Uebertragung der Ruhr geſchätzt erden die
ge

Iprozentiger Dublimatlöſung aufzuſtellen. 4
derten Vo omaßregekn beobachtet, ſo erliſcht eine Ruhrepidemie

in der Regel ſchnell. r
Frauen und Mädchen

in großer Zahl für Nachtarbeit geſucht.

Salzgrafenſtraße 2, I. [1615
halleſcher hausfrauenbund E. V.
Unſer Strumpf-, Räh- und StraßenſchuhzLehr-

gang findet nach wie vor unter fachkundiger bewährter
Leitung Rathausſtraße 17 I ſtatt. Anmeldungen hierfür
Große Steinſtraße 16 I (10-- 12 Uhr vormittags und
4——6 Uhr nachmittags), Rathausſtraße 171 (10--12 Uhr

pormittags). [1579
Umpreßhüte

werden angenommen.

Umarbeitungen nach neueſten
Formen.

Große KRuswahßl neuer

Velour Samt und Filzhüte.

Fritz Möſenthin

ausges

3 sowie

tritts
karten,

1404]

modernen, der Neuzeit
entsprechenden Schriften
Einfassungs- und Vig-

nettenmaterial, empfiehlt

3 Geschàäſtswelt zur An
fertigung von sämtlichen

Vereins und Geschäſts-
drucksachen, wie Ein

Zirkulare, Programme,

Druck ſfaeßen
Unsere Buchdeucherel,

tattet mit allen

i v

sich den Gewerkschafts- Ausführung bei ange-und Partei Genossen, messener Preisstellung.
einer geehrten Unser Bestreben wird

und Mitglieds-
Jahresberichten,

werden wir in

Freie Proesse
S. m. b. H. Leipzig Buchdrucherei und Veorſag

Ferner empfehlen wir
uns zur Herstellungvon

Fapiliendrucks in
nur bester und moderner à

sein, nur einwandfreie
und gut ausgestattete
S Arbeiten zu liefern. Den S

S geschaätzten Aufträgen

Beziehung rechte Sorg-
falt angedeihen lassen.

m u

jeder

ekomitee in im am s. Jul 1917 geRede der gi Rede i unter bogeen

Aus dem

us 6 uſw.re iſt auch du handiungu d e e uBurgſtraße T, gegenüber der Burg.

T Liköre
Pfefferminz Likör, Flasche M. 2.15
Magenbitter- e 2.15Wermut- e 3.75Kirseh- e 3.95Sherrybrandy- v 3.95Sämtliche Getränke alkoholfrei.

Kaufhaus H. Elkan,
Leipziger Straße S7.1398]

0

I. fuchs, Aussta
Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, II., I. Etage.

Möbel
auf

Teilzahlung.
m Kredit auch nach auswärts.

Möhel- [1270

ttungs-Geschäft,

Zu beziehen durch die
buchdendlung Voksstinme, Br. Urichstr. 27

Ktadll- nen
Donnerstag, 10. Oktober

Anfang 7,30 Uhr. Ende 9,30 Uhr
Die toten Augen.

Oper von d'Albert.
Freitag: Der Wildſchüg.

Saudere Erau
e

tto Strube,
Barfüßerſtr. 11.

Empfehle Gein großes
Lager in 3 Etagen in

-kinrihtungen.

bes anders

3höae Sihlatränmer, Betten
m.Matrot. Soias Kleierscrönke

Vertikos, Küchenmöbel aller Irt.

un

Knaden-

Anzüge
aus soliden, schönen
Stoffen verarbeitet,

11441

Gewandter, erfahrener

Kegistraturbeamter
für sofort oder später gesucht. Ausführliche
Bewerbungen mit Angabe der Gehalts-

e a e rDie Internationalſtät und der Krieg
von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

Schuhe
und Stiefel Kaufhaus

werden beſohlt und
ElſaßLothringen und die öozialdemokratie

In Freien Stunden
Wochenſchrift

voll ſpannender Romane
und Erzählungen.

Preis 15 Pf.

neue Macharten, in
großer Auswahl.

W H. FIKkant Angabe der Gehalt a Halle, Gr. Ulrichſtr. 25.e und bisherigen Tätigkeit erbittet von Hermann Wendel Preis 40 Pf. egſtraße 48, p. r. Leipziger Strage 87 o

Direktion der „lduna“, Zu haben in der b Schuhe1614) Halle 2. S. Buchhandlung Volksſtimme, Halle Seſas u. Vettfedern verlouft v SeGr. R. Sachse, [14s8 Arbeiter, und erA a I I I Seyvenmölſen, Lütener Str.7. abonniert die Voltsſtimmet Hoſfmann, ar. 20

faenng. und dauernde Befolgung der unter a und d vorſtehend ouf

Halle, den 20. September 1918. Die Polhzeirerweltheg

Senelnwecſtieise Sache ab de

Die Ruhr beginnt mit Zu ſehr begin Poen Heiteren 4d n

haben, ſich auf Entleerungen von Ruhrkranken und danach auf Rah

rin

tr



Nr. 234.

eilage zur Volksſtimme.
Halle, Mittwoch den 9. Drrover 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 9. Oktober 1918.

Wie erklärt ſich die jetzige
Wohnungsnot7?

Durch den Krieg hat erklärkicherweiſe auch in Deutſchland die Be
völkerung ſich weſentlich vermindert. Ein Ausgleich durch Geburten und
Zuzug iſt nicht geſchaffen worden. Die Anzahl der vorhandenen Woh
nungen hat ſich aber ſeit 1914 nicht vermindert, im Gegenteil wird man
auch in diefer Zeit von einem wenn auch kleinen Zuwachs der be
wohnbaren Räume ſprechen können. Und trotz alledem hat ſich im letz-
ten Jahre der Wohnungsmarkt ungemein verſchlechtert, ſehr zum Nach
teile der Mieter. Wie erklärt ſich nun dieſer eigenartige Zuſtand? Der
Direktor des Statiſtiſchen Amtes in Lübeck, Dr. Hartwig, gibt auf dieſe

wichtige Frage folgende Auskunft: „Der Bedarf an Wohnungen wird
weniger durch die Zahl an Einwohnern als die der Haushaltungen be-
ſtimmt. Die Zahl der Haushaltungen hat aber wähend des Krieges
nicht ab, ſondern zugenommen. Das erſcheint auf den erſten Blick ſehr
ſonderbar, erklärt ſich aber bei näherer Ueberlegung ohne alle Schwie-
rigdeit. Todesfälle machen nur in ſeltenen Fällen eine Wohnung frei.
Das gilt ſchon in Friedenszeiten, aber beſonders für den Soldatentod.
Der Krieg zerſtört viele Ehen, aber nur wenig Haushaltungen. Fa
milien pflegen ihre Wohnungen auch nach dem Tode ihres Hauptes zu

behalten. Wer einmal am eigenen Tiſche ſaß, hat begreiflicherweiſe
wenig Neigung, dauernd an einem fremden Platz zu nehmen. Lieber
nimmt man eine kleinere Wohnung, als daß man in einem andern
Haushalt untertaucht. Der Krieg hat alſo viele Betten und eine erheb

liche Zahl von Zimmern, aber nur verhältnismäßig wenig Wohnun-
gen leer gemacht. Die Geſamtzahl der Haushaltungen nahm ſtändig zu,
und nur die Durchſchnittszahl der in ihnen lebenden Perſonen iſt kleiner

geworden. So iſt die Wohnungsnot entſtanden. Dieſelben Urſachen,
die ſie herbeiführten, werden ſie auch fernerhin beſtehen und ſich ver
ſchärfen laſſen. Der Wohnungsbedarf wird trotz ſinkender Bevölkerung
automatiſch weiter ſteigen, und die Wohnungsnot kann nur dadurch
in erträglichen Grenzen gehalten werden, daß gebaut wird, daß an-
dauernd neue Wohnungen entſtehen. Einen andern Weg, dem Unheil
zu wehren, gibt es nicht.“

Vorkräge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen
Volkskraft. Die Vorträge beginnen am 9. Oktober. Es ſpricht Herr
Dr. phil. Eichwald über: Die Weltanſchauung der Naturwiſſenſchaften.
Am 16. und 23. Oktober wird Herr Prof. Dr. Menzer über: Optimis-
mus und Peſſimismus ſprechen, am 30. Oktober Herr Geh. Rat Prof.
Dr. Kern über: Das alte und das neue Griechenland, am 7. Novem
ber Hexx Direktor Jarand: Die Schulung der Taubſtummen in der
Lauiſprache mit Vorführung von Schülern verſchtedener Altersſtufen,

am 13. November Herr Geh. Rat Prof. De Lütgert über: Der Wieder
aufbau der deutſchen Familie, am 21. November Herr Prof. Dr.
Waetzoldt über: Die Kathedrale von Reims. Herr Direktor Bauer
wird dann am 27. November über: Blinden- und Kriegsblindenfür
ſorge in der Provinz Sachſen vortragen, Herr Prof. Dr. Hafenclever
am 4. Dezember über: Teuerung und Lebensmittelpolitik während der
franzöſiſchen Revolution, am 11. Dezember ein Offizier der Flieger
Erſatz- Abteilung 14 über: Aus dem Gebiete des Flugweſens (mit Licht
bildern).

Ackerverpachtiung durch den Bund zur Erhaltung und Mehrunder deutſchen Volkskraft. J den vom Bund wen ehe Lenert

ſind: nberg, Giebichenſteiner Flur, Oppi traße und faule
Wietſchke bereits verteilt. Leider hat der größte Teil der Kleinpächter
noch nicht mit dem Umgraben begonnen. Es iſt von allergrößter Be
deutung für den Ertrag im nächſten Jahre, daß der Acker im Herbſt
tief umgegraben wird. Wird das verſäumt, dann iſt eine gute Ernte

in Frage geſtellt. Da die Kleinpächter ſich vertraglich verpflichtet haben,die übernommenen Parzellen möglichſt gut auszunutzen, ſo iſt e e
desleitung genötigt, diejenigen Parzellen anderweitig zu vergeben, die
jetzt nicht umgegraben werden. Für das Urgraben wird für die ge
nannten Aecker ein Termin bis 15. Okiober geſetzt. Wer bis dahin
ſeine Parzelle noch nicht wenigſtens zum größten Teiſ umgegraben
hat, von dem wird angenommen, daß er keinen Wert auf ſeine Parzelle
legt. Bewerber um Ackerland ſind noch zu Hunderten vorhanden. Es
hat jedoch keinen Zweck, ſich jetzt ſchon um etwa freiwerdende Parzellen
zu bewerben, da auf der Geſchäftsſtelle des Bundes noch genügend Leute
vorgemerkt ſind. Die übrigen Aecker (BölkeStraße II, Gertrauden-
Friedhof, Gimritz grüner Weg, Cröllwitz und Böllberger Flur) werden
nacheinander vermeſſen.

Acerv ung am grünen Weg Gimritz. Diejenigen Klein-
pächter, die im vergangenen Jahr am grünen Weg Acker gepachtet hat-
e ge9 rn z r für her Acker erneuern möchten, werden
erſucht, bis ſpäteſtens zum 15, Oktober auf der Geſchäftsſtelle zwiſchen9——3 Uhr die Pacht zu erneuern. vo

Diejenigen Inhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-
liſten eingereicht haben, werden aufgefordert, am Mittwoch, dem 9.
und Donnerstag, dem 10. Oktober 1918, bei den von ihnen gewähſten
Großhändlern den in dieſer Woche zum Verkauf gelangenden Morgen-
r paeg dalen Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs er
volgt ſpater.

BVerkehrsſtörung. In der Merſeburger Straße brach das rechte
Hinterrad einer Dreſchmaſchine. Der Straßenbahnbetrieb wurde hier
durch etwa 15 Minuten geſtört.

Chronik der Lebensmikteldiebſtähle. Von einem berittenen Po
lizeibeamten wurden am Galgenberge zwei jugendliche Perſonen beim

öhrendiebſtahl betroffen. Jn der vergangenen Nacht wurden aus
dem Keller eines Grundſtücks in der Ludwig Wucherer-Straße 5 Gläſer
Marmelade, 30 Eier und zwei geſchlachtete Hähnchen geſtohlen. Die
Täter, zwei Soldaten, wurden vermutlich geſtört, denn ſie ließen ihre
Beute im Flur des Grundſtücks zurück.

Wer weiß Näheres? Am 10. September iſt in Frankreich auf
der Straße Thiant-Mouchau eine ſelbſtgefertigte Handtaſche, enthaltend
ein weißes Taſchentuch mit Monogramm J. H., weiß geſtickt, ein
Kneifer mit Futteral, das mit grünem Sammet ausgelegt iſt und den
Aufdruck der hieſigen Firma Böge, Geiſtſtraße, trägt, gefunden wor-
den. Eine Bahnſteigkarte des hieſigen Hauptbahnhofes läßt ebenfalls
darauf ſchließen, daß der unbekannte Eigentümer Beziehungen zu
Halle hat. Wer zu ſeiner Ermittelung Mitteilung machen kann, wolle
ſich bei der Kriminalpolizei, Zimmer 36, melden.

Preußiſche Verluſtlifte. Kaiſerliche Marine. Braun,
Hugo, Seeſoldat, d. S. II, infolge Verwundung geſtorben, 12. 8.
1918. Hermann, Franz, Seeſoldat d. Landſt., vermißt. Höpfner,
Fritz, Gefreiter, vermißt. Knöchel, Hermann, Gefreiter, vermißt.
Utzelmann, Fritz, Gefreiter d. Landſt., vermißt. Vogel, Paul,
Mtn. Ob. Hzr. d. R., tot.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1258. Jlgenſtein, Wilhelm, 14. 8.,
leicht verwundet, bei der Truppe.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1259. Baſtille, Richard, Unter-
offizier, 22. 2., vermißt. Bitzmann, Paul, Gefreiter, 31. 8., verm.
Deckert, Paul, Gefreiter, 4. 6., vermißt. Dönicke, Paul, Leutnant

Du c vermi 3 Erge, r u e en J14. T., vermi eyne, 2. vermißt. Jermis, Joſ.,Gefreiter, 6. 12., vermißt. önee Ktbt Sergeant, 25. 8., ver

Meinhardt, Walter, 10. 8., geſtorben infolge Krankheit. Stegner,
Fritz, 8. 12., ſchwer verwundet. Weiſer, Erich, Leutnant, 9. 2.,
leicht verwundet. Woznh, Franz, 19. 10., ſchwer verwundet. Zimmer
mann, Franz, 27. 8., bisher vermißt, in Gefangenſchaft.

Sächſiſche Verluſtlifte Nr. 545. Brack, Edmund, 29. 8., leicht
verwundet. Fiedler, Walter, Gefreiter, 19. 11., leicht verwundet,
bei der Truppe. Grabo, Walter, 10. 6., leicht verwundet. Rötſcher,
Otto, Feldwebel, 30. 4., vermißt. Wagner, Herbert, Leutnant,
13. 7., ſchwer verwundet. Werther, Hermann, 13. 5., vermißt.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadtthealer. Heute Mittwoch wird das Schauſpiel „Die Schwe

ſtern und der Fremde“ gegeben, Donnerstag „Die toten Augen“, Freitag
„Der Wildſchütz“, Sonnabend, Anfang 6 Uhr, „Fauſt“, Sonntag nach
u Volksvorſtellung bei ganz kleinen Preiſen „Elga“, abends

„Fidelio“.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Die Arbeiterorganiſatienen zur Le-bensmittelverſorgung. Eine äußerſt wichtige Verfammlung

tagte hier am verfloſſenen Donnerstag im Tivoli. Sämtliche Arbeiter
verbände am Orte waren vertreten. Auch der erſte Bürgermeiſter
Herzog war erſchienen und äußerte ſich wiederholt in längeren Aus
führungen zu den vorgetragenen Wünſchen bezüglich der Fettverſorgung,
Kartoffel, Nährmittel- und Brotverſorgung. Der Bürgermeiſter er
kannte dabei an, daß die Ernährung in Merſeburg mangelhaft und da
her dringend nötig ſei, eine baldige Aenderung herbeizuführen. Allzu
große a konnte er aber nicht erwecken. Von unſeren Ge-
noſſen griffen neidermeiſter Thieme und Stadtverordneter Lan-
ger und außer ihnen Arbeiterſekretär Daniel und der Monteur
Koenen in die Debatte ein und gaben verſchiedene draſtiſche Bilder
über die beſtehenden Ernährungsverhältniſſe. Zum Schluß fand folgende
Entſchließung einſtimmige Annahme: „Die am 3. Oktober 1918 im
Reſtaurant „Tivoli“ in Merſeburg tagende Verſammlung der Ver-
treter der organiſierten Arbeiterſchaft beſchließt, den Magiſtrat zu er-
ſuchen, mit einer aus Vertretern unſerer Stadt gewählten Deputation,
der auch Arbeitervertreter angehören müſſen, beim Herrn Oberpräſi-
denten in Mogdeburg vorſtellig zu werden, um zu erreichen, daß für die
hieſige Bevölkerung eine ausreichende Belieferung von Nahrungsmitteln,
vor allen Dingen mit größeren Fettmengen und Teigwaren, eintritt.“

Merſeburg. Städtiſcher Gänſeankauf. Die Stadtver-
waltung kann vorausſichtlich eine Anzahl Gänſe aus Polen erhalten
Um einen Ueberblick zu erhalten, werden Beſtellungen auf Gänſe, die

35 M. koſten ſollen, am Dienstag und Mittwoch im Rathaus,
2 Treppen, Zimmer 23, entgegengenommen.

Weißenfels. Ein -Unfall beim Rangieren betraf auf
dem Güterbahnhofe am Sonntag vormittag die Hilfsbedienſtete Schulz
aus Naumburg. Sie hatte bereits vor 14 Tagen in ihrem rdienſt
durch Fall einen Arm gebrochen. Noch nicht vollſtändig geheilt, über
nahm ſie am Sonntag ihren Dienſt wieder. Schon nach wenigen Stun
den kam ſie beim Anhängen einer Wagengruppe mit dem Arm zwiſchen
die Puffer und erlitt ſtarke Quetſchungen. Sie wurde nach dem Naum
burger Krankenhauſe übergeführt.

Bitterfeld. Einbruch in ein Erbbegräbnis. Be
ſuchern des Friedhofs I fiel ſchon ſeit einigen Tagen ein penkkranter
Leichengeruch auf, der aus dem Erbbegräbnis der Familie Jahn drang.
Bei den Nachforſchungen wurde am Sonnabend feſtgeſtellt, daß der
Sarg des am 24. Juni aus Memel nach hier überführten verſtorbenen
Hauptmanns Jahn erbrochen, der Zinkſarg in dem die Leiche ruht, auf
geſchnitten und die der Leiche in den Sarg mitgegebenen Schmuckſachen
geſtohlen ſind. Wie die Beraubung ausgeführt worden iſt, konnte bis
her nicht feſtgeſtellt werden, da an der Eingangstür zum Gewötlbe keine
Beſchädigung wahrgenommen werden konnte, und ein aus der Tür aus
gebrochener Gitterſtab mit der Beraubung offenſichtlich nichts zu tun hat.

Beſchlagnahmtes Getreide. Bei einer Durchſuchung
in der Sternſtraße wurden von der Polizei 6 Zentner Roggen vorge
funden und beſchlagnahmt. Allem Anſchein nach iſt der Roggen, der
offenſichtlich zum Verfüttern beſtimmt war, im Wege des Schleich
handels erworben. Weiter wurde in vergangener Nacht ein Bewohner
der großen Friedrichſtraße abgefaßt, als er auf ſeinem Wagen 3 Zent-
ner Hafer, den er hinten herum erworben hatte, als Futter für ſein
Vieh, von außerhalb nach ſeiner Wohnung zu bringen im Begriffe ſtand.

Bi Aus den Verluſtliſten. Die preußiſchen Ver
luſtliſten Nr. 1258 und 1259 enthalten aus dem Kreiſe Bitterfeld und
deſſen U ng folgende Namen: Otto Brandt aus Serbitz, vermißt.
Gefreiter Karl Enigk aus Cletzen, leicht verwundet. Wilhelm Gerber
aus Möſt, vermißt. Reinhold Hädicke aus Brehna, vermißt. Otto
Löffler aus Selben, leicht verwundet. Richard Lorenz aus Greppin,
gefallen. Eduard Mandel aus Roitzſch, vermißt. Anton Michalak aus
Greppin, vermißt. Unteroffizier ul Pittler aus Zörbig, gefallen.
Unteroffizier Hermann Quilitzſch aus Köckern, gefallen. Bernhard
Schleier aus Düben, verwundet. Bruno Walter aus Gräfenhainichen
(bisher ſchwer verwundet), geſtorben.

Aus den Verluſtliſten. Die preußiſche Verluſtliſte
Nr. 1260 enthält aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Umgebung fol
gende Namen: Wilhelm Bähr aus Gollma, gefallen. Paul Berger
aus Gordemitz, vermißt. Karl Böhme aus Authauſen, ſchwer ver
wundet. Hermann Böhniſch aus Zſchölkau, vermißt. Hermann
ner aus Delitzſch, vermißt. Kurt Fritzſche aus Badring, vermißt. Max
Girnthe aus Bitterfeld, ſchwer verwundet. Paul Göldner aus Thal
heim, leicht verwundet. Karl Hennig aus Söllichau, gefallen. Oswald
Hinze aus Holzweißig, vermißt. Martin Hummel aus Hohenleina, ge
fallen. Vizefeldwebel Franz Hüthel aus Siedersdorf, gefallen. Karl

Zwiſchen Himmel und Erde.
17] Roman von Otto Ludwig.
Das kleine Mädchen hatte dem erwachſenen, ſeiner Mut
ter, von Puppen, Blumen, Kindern, und in ſeiner Weiſe
manches zweimal, manches nur halb erzählt. Jetzt erhob ſie
mit altkluger Ernſthaftigkeit das Köpfchen, ſah die Mutter
bedenklich an und ſagte: „Was das nur iſt?“

„Was?“ fragte die Mutter.
„Wenn du dageweſen biſt und fortgehſt, ſieht er dir ſo

traurig nach.“
„Wer?“ fragte die Mutter.
„Nun, der Onkel Apollonius. Wer ſonſt? Haſt du ihn

geſcholten? oder geſchlagen, wie mich, wenn ich Zucker nehme
und nicht frage? Du haſt ihm doch gewiß etwas getan; ſonſt
wär er nicht ſo betrübt.“

Das Mädchen plauderte weiter und vergaß den Onkel
bald über einen Schmetterling. Die Mutter nicht. Die
Mutter hörte nicht mehr, was das Mädchen pkhauderte. Was
war doch das für ein eigenes Gefühl, wohl und weh zugleich!
Sie hatte die Nadel fallen laſſen, und merkte es nicht. War
ſie erſchrocken? Er war ihr, als wäre ſie erſchrocken, etwa
ſo, wie man erſchrickt, hat man mit einem Menſchen geredet,
und wird plötzlich inne, es iſt ein anderer, als mit dem man
zu reden meinte. Sie hatte gemeint, Apollonius wollte ſie
beleidigen, und nun ſagt das Kind: du haſt ihn beleidigt.
Sie blickte auf und ſah Apollonius vom Schuppen her nach
dem Hauſe kommen. Jn demſelben Augenblicke ſtand ein
anderer Mann zwiſchen ihr und dem Vorübergehenden, als
wäre er aus der Erde gewachſen. Es war Fritz Nettenmair.
Sie hatte ihn nicht nahen gehört.

Er kam in ſeltſamer Haſt von einer gleichgültigen Frage
auf den „ledernen Ball“. Er erzählte, was die Leute darüber
meinten, wie jedermann ſich beleidigt fühle von der Be
ſchimpfung, daß Apollonius ſie damals nicht aufgezogen, nicht
einmal zum erſten Tanze. Eigen war es, wie ſie jetzt daran
exinnert wurde, empfand ſie es ſtärker, als je aber nicht
zürnend, nux wie mit wehmütigem Schmerze. Sie ſagte das
nicht. Es war nicht pt. Fritz Nettenmair war wie ein
Menſch im magnetiſchen Schlaf. Er brauchte ſie nicht anzuſehen; mit geſhloſſenen Augen, von einem Baumblatt, einer

ſag akte, von einer weißen Wand las er ab, was ſein Weib
ühlte.

„Wir werden ihn bald los werden, denk ich,“ fuhr er
fort, als hätte er nicht an der Stallwand geleſen. „Es iſt
kein Platz für zwei Haushälte hier. Und die Anne iſt weiten
Raum gewöhnt.“

So hieß das Mädchen, mit der Apollonius am „Ledernen“
tanzen, die er heimbegleiten mußte. Sie war ſeither öfter
hier geweſen unter Vorwänden, die ihre hochrote Wange
Lügen ſtrafte. Auch ihr Vater, ein angeſehener Bürger, hatte
ſich um Apollonius' Bekanntſchaft gemüht, und Fritz Netten-
mair hatte die Sache gefördert, wie er konnte.

„Die Anne?“ rief die junge Frau wie erſchreckend.
„Gut, daß ſie nicht lügen kann,“ dachte Fritz Nettenmair

erleichtert. Aber es fiel ihm ein, ihr Unvermögen, ſich zu
verſtellen, kam ja auch dem argen Plan des Bruders zu gut.
Er hatte die Eiferſucht, als letztes Mittel angewandt. Das
war wieder eine Torheit, und er bereute ſie ſchon. Sie kann
ſich nicht verſtellen; und wäre er noch ganz der alte Träurner,
ihre Aufregung muß ihm verraten, was in ihr vorgeht; ihre
Aufregung muß ihr ſelber verraten, was in ihr vorgeht.
Noch weiß ſie es ſelbſt ja nicht. Und dann er ſtand wieder
an dem Punkte, zu dem jeder Ausgang ihn führt; er ſah ſie
ſich verſtehen; „und dann,“ zwängte er zwiſchen den Zähnen
hervor, daß jede Silbe daran ſich blutig riß, „und dann
wird ſie's ſchon lernen!“

Der Bruder erwartete ihn in der Wohnſtube. „Er muß
doch einen Vorwand machen, warum er da vorbeikam, wo
er ſie allein dachte, da er weiß, ich hab ihn geſehen.“ So
dachte er und folgte dem Bruder.

Apollonius wartete wirklich in der Wohnſtube auf ihn.
Der Bruder gab ſich durch ſeine Wendung auf den Ferſen
recht, als er ihn ſah. Apollonius ſuchte den Bruder auf, ihn
vor dem ungemütlichen Geſellen zu warnen. Er hatte manches
Bedenkliche über ihn gehört und wußte, der Bruder vertraute
ihm unbedingt. „Und da befiehlſt du, ich ſoll ihn fortſchicken?“
fragte Fritz, und konnte nicht verhindern, daß ſein Groll ein-
mal durchſchimmerte durch ſeine Verſtellung. Apollonius
mußte aus dem Tone, mit dem er ſprach, ſeine wahre Mei-
nung herausleſen. Sie hieß: „du möchteſt auch in den Schup
pen dich eindrängen, und mich davon vertreiben. Verſuchs,
wenn dus wagſt!“

Apollonius ſah dem Bruder mit unverhehltem Schmerze
in das Auge. Er fuhr mit der Hand über des Bruders

Rockklappe, als wollte er wegwiſchen, was ſein Verhältnis
zu dem Bruder trübte und ſagte: „Hab ich dir was zuleid
getan?“

„Mir?“ lachte der Bruder. Das Lachen ſollte klingen,
wie: „Jch wüßte nicht, was?“ aber es klang: „Tuſt du was
anders, willſt du was anders tun, als wovon du weißt, daß
es mir leid iſt?“

„Jch wollte ſchon lange dir etwas ſagen,“ fuhr Apollonius
fort, „ich wills morgen:; du biſt heute nicht gelaunt. Das
mit dem Geſellen mußteſt du erfahren, und es war nicht ſo
gemeint, wie dus aufnahmſt.“

„Freilich! Freilich!“ lachte Fritz. „Jch bin überzengt. Es
war nicht ſo gemeint.“

Apollonius ging, und Fritz ergänzte ſeine Rede: „Es war
nicht ſo gemeint, wie du, Federchenſucher, mich glauben ma-
chen willſt. Und anders gemeint, als ichs aufnahm? Du
meinſt, ich hab Der Geſelle iſt ein ſchlechter Kerl; aber du
hätteſt mich nicht gewarnt, hätteſt du keinen Vorwand ge-
braucht.“ Er machte eine überlegene Wendung auf den
Ferſen; in ſeinen verwüſteten Zuſtand hinein hatte ihn die
glückliche Anwendung von des alten Herrn diplomatiſcher
Kunſt, durch Halbſagen zu verſchweigen, gefreut.

Die Freude war ſchnell vorübergehend; die alte Sorge
ſchraubte ihn wieder auf die Marterbank. Und noch eine
jüngere hatte ſich ihr zugeſellt. Er hatte das Geſchäft ver-
nachläſſigt; der Geſelle, in ſeiner Abweſenheit Herr im
Schuppen, hatte Gelegenheit genug gehabt, ihn zu beſtehlen,
und ſie gewiß benutzt. Bei der Reparatur war er ſchon lange
nicht mehr tätig; Apollonius mußte einen Geſellen mehr an
nehmen, und für den Bruder einſtellen. Er verdiente ſchon
lange nichts mehr, und verſäumte doch dabei kein öffentliches
Vergnügen. Die Achtung der bedeutenden Leute zeigte eine
wachſende Neigung zum Sinken, und war nur durch wachſende
Maſſen von Champagner aufrecht zu erhalten. Er hatte ſich
in Schulden geſteckt, und vergrößerte ſie noch täglich. Und
doch mußte einmal der Augenblick kommen, wo der mühſam
erhaltene Schein von Wohlhabenheit verging. Er wußte,
daß er nur ſo lang der Geachtete war, als er der Jovialſte der
Jovialen galt. Er war klug genug, den Unwert
tung und ſolchen Bemühens um ihn zu erkennen, aber n
ſtark genug, es entbehren zu können. Es war kein kleiner
Zuwachs zu der alten Marter, und jene, wie dieſe, kam ihm
von dem Bruder, nur von ihm

(Fortſetzung folgt.)



Obluda aus Brodau, geſtorben an ſeinen Wunden. Karl Richter aus
Pohritzſch, vermißt. Otto Thieme aus Niemegk, vermi Tro

m Holzweißig, vermißt. Otto Wuſt aus Lehe Delitzſch
v t

Aus der ſächſiſchen Verluſtliſte Nr. 545: Otto Tennert aus
Jeßnitz, leicht verwundet.

Mansfeld. (Bahnhof.) Vierbeiniger Räuber. Ein nicht
unerheblicher Schaden wurde dem Vorſteher des Bahnhofes Mansfeld
durch einen großen Hund zugefügt. Derſelbe zerfleiſchte 3 wertvolle
Hühner des genannten Herrn und fraß zwei davon bis auf die Ein
geweide auf.

Kelbra. Einen empfindlichen Schaden erlitt der weit und breit
bekannte Hebſter Bern von hier. Er hat in Böſenrode eine Zwet
ſchenplantage gepachtet. Jn der Nacht von Dienstag zum Mittwoch
wurde die Oebſter-Bude gewaltſam erbrochen und ein beträchtlicher
Poſten Muspflaumen geſtohlen. Der Schaden beläuft ſich auf mehrere
hundert Mark. Ein Korb wurde in entleertem Zuſtande in einer
Feldſcheune gefunden. Von den Dieben fehlt bis jetzt jede Spur; es iſt
noch nicht gelungen, dieſelben zu ermitteln.

Crawinkel bei Bad Bibra. Weiblicher Einbrecher. Das
Dienſtmädchen Thereſe Ellenberg aus Wolfsbehringen war hier in Stel
lung, beim Landwirt Kirſten durchs Fenſter eſtiegen und hatte3 Schürgen, 1 Reiſetaſche, 1 Paar Schuhe, ſowie 2 M. und eine Mandel

Eier geſtohlen. Auf dem gleichen Wege hatte ſie von Frau Trautmann
dort 4 Bluſen, 1 Kleiderrock, 4 Büchſen Konſerven und ſonſtige Lebens-
mittel geholt und ein Paar Hühner an Ort und Stelle abgeſchlachtet.
Sie wurde von der Strafkammer Naumburg wegen ſchweren Diebſtahls
in 2 Fällen zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt.

Zur Jntervention in Rußland.
Späte Erkenntnis der Entente-Sozialiſten.

fk. Daß die von London und Paris aus verbreiteten Beweg-
gründe der Jntervention das Gegenteil der Wahrheit ſind, iſt jedem
halbwegs Kundigen klar. Die Entente wird, wie in dieſen Spalten
ſchon geſagt worden iſt, aus Haß gegen die ſozialiſtiſche Republik,
weil dieſe ſich weigert, Geld und Truppen zu liefern, an die Mur-
manküſte getragen. Dieſe Erkenntnis iſt nun endlich auch den
Entente- Sozialiſten aufgegangen, wie die allmählich eintreffenden
Sitzungsberichte der Londoner Konferenz dartun. Sie laſſen er-
kennen, daß die Behandlung der Jntervention ein etwas anderes
Ergebnis gehabt hat, als er nach dem Reutertelegrammen den An
ſchein haben mußte. Trotz der auf Jrreführung und Abſchwächung
gerichteten Tätigkeit der Zenſur weiſen die Sitzungsberichte noch
Zei genug dafür auf, daß die Ausſprache über die Jntervention
ſehr gt geweſen und ſchwere Gründe gegen dieſelbe angeführt
worden ſind. Das Ende der Erörterung bildete der Beſchluß: „Die
Konferenz ruft die Arbeiterſchaft der verbündeten Länder zur
Wachſamkeit auf gegenüber den furchtbaren Gefahren einer poli
tiſchen Jntervention in Rußland. Anſtatt, daß fie die demokrati-
ſchen Beſtrebungen unterſtützt, begünſtigt ſie das Beſtreben nach
Wiederherſtellung der Monarchie; und unter dem Vorwand, den
Bolſchewismus zu bekämpfen, wird die Reaktion gegen die Demo
kratie unterſtützt. Dieſer Politik unwiderſtehlich Oppoſition zu
machen, iſt die elementarſte Pflicht des weſtſtaatlichen Proletariats.“

Dieſer Beſchluß wurde ſelbſt von Kerenſky, der bislang
nicht laut genug nach Jntervention ſchreien konnte, lebhaft befür
wortet. Er hat, wie ſeine in der Humanite veröffentlichte Rede
begeugt, ſchwere Zweifel an der Selbſtloſigkeit der Entente be
kommen. Der ſozialiſtiſche Renegat mochte ſich als Helfer und
Freund empfangen und behandelt hoffen; ſtatt deſſen wurde er vom
Tage ſeiner Ankunft in England an mit tiefem Mißtrauen ver
folgt, ſeine geplante Reiſe nach Amerika verhindert die engliſche
Regierung, jeder ſeiner Schritte ſtößt auf amtlichen Widerſtand,
die große Preſſe hat bloß ranzige Vorwürfe für ihn, auf ſeine Be-
teuerungen, daß er bloß für die Entente wirke, antwortete beißender
Spott. Nach alledem darf es nicht mehr wundernehmen, wenn
Kerenſky keine Worte mehr zu Lob und Preis des Edelmuts der
Entente findet, ſondern mit Anklagen aufwartet. Er erinnert an
die Machenſchaften der Entente in Archangel, an den fehlgeſchlagenen
Staatsſtreich von Chapline, er erklärt, daß militäriſche wie bürger-
liche Vertreter der Verbündeten in Rußland zugunſten der Reaktion
handelten.

Allein gewichtiger als die Anklagen dieſes durch ſchnöden
Undank mißmutig gemachten land-, macht- und hilfloſen Ver-
bannten wiegt das Zeugnis Hyndmans, des (einſt) radikalen So-
zialiſtenführers und gegenwärtigen Deutſchenfreſſers und Kriegs
hetzers Jn der Juſtice vom 12. September erklärte er, daß die
Macht der internationalen Finanz, in Rußland Schaden anzu

richten, unterſchätzt werde. Er bedauert, daß die Finanz in Eng
land wie in Frankreich noch allmächtig ſei. Sie ſei es, die in dem
ohn mächtigen Rußland die Wiederherſtellung der Monarchie be
treibe. Das einzige Ziel der Finanziers und Geldleiher ſei, die
Zinſen für das geliehene Geld zu ſichern. „Jede andere Erwägung
iſt,“ ſagt Hyndman, „in ihren Augen nebenſächlich und unter
geordnet. Sie denken nur in Geldwerten, ihre Politik iſt die ihres
Geldſchrankes. Sie meinen, die Republik der Bauern und Arbeite
ſei als Bürge für ihre Zinſen weniger ſicher als die zariſtiſche oder
konſtitutionelle Monarchie. Vor dem Krieg hat Frankreich eine
Milliarde Pfund nach Rußland geſandt, nach Kriegsbeginn hat
England ſeinerſeits Hunderte von Pfundmillionen dem Zarismus
vorgeſtreckt. Das iſt der Grund, warum gewiſſe konſervative Kreiſe
eifrig für die Wiedereinſetzung der Romanows arbeiten warum
ſie die gute alte Zeit der Großfürſten und der Schwarzen Hundert
preiſen; warum ſie ihr Möglichſtes gegen die demokratiſche Re
publik unternehmen, die ihre Milliarden gefährdet.“ Nachdem dann
Hyndman eindringlich auf die Machenſchaften gegen die ruſſiſche
Republik, die in den auswärtigen Aemtern der verbündeten Länder
wohlwollende Unterſtützung fanden, hingewieſen hat, verlangt er,
daß dieſe gefahrenſchwangere Politik rückſichtslos bloßgeſtellt werde.

Es kann als ziemlich ſicher gelten, daß Hyndmans Ausfüh-
rungen die Beſchlüſſe der Londoner Konferenz weſentlich beeinflußt
baben. Sie hat ſich nun zwar gleichfalls gegen die Jnterventions-
politik gewandt, aber bloß in Worten. Ob dieſen Worten Taten
folgen werden, bleibt abzuwarten. Viel Hoffnung läßt die bis-
herige Erfahrung mit den Londoner und Pariſer Kammerſozialiſten
wahrhaftig nicht.

Aufruf gegen die Arbeiter
kontrolleure.

Die von der Arbeiterſchaft mehr betonte Forderung, durch Per-
e aus ihren Kreiſen bei der ſtaatlichen Gewerbeaufſicht und den

Betriebsreviſionen mitzuwirken, hat die Gegner
dieſer Reform veranlaßt, mit ihren alten, ſtark abgenutzten Argumenten
wieder vor die Oeffentlichkeit zu treten. Jn einer Abhandlung unter
dem Titel Weibliche Hilfskräfte im Gewerbeaufſichtsdienſt (in der Zeit
ſchrift Technik und Wirtſchaft, Heft 6 dieſes Jahrgangs) tritt uns hier
der Gewerbeinſpektor Morgner (Chemnitz) entgegen, wovon Einzel-
heiten nicht unbeachtet bleiben dürfen. Der Herr Gewerbeinſpektor als
Hochſchultechniker iſt ganz entſchieden gegen eine Anſtellung von
weiblichen Hilfskräften. zu wird u. a. ausgeführt: „Die Erfolge,
die unſere Unfallverhütung in der verhältnismäßig kurzen Zeit des
Beſtehens unſerer Arbeiterſchutzgeſetzgebung aufzuweiſen vermag, ſind
ein weiterer, ſehr beachtenswerter Beitrag für die Richtigkeit der Be
hauptung, daß nur Maſchinen und Elektrotechniker und Chemiker eine
ſachgemäße und erfolgreiche Behandlung der Unfallfragen verbürgen.
Zugleich ſollten ſie eine Warnung ſein, von dem bisherigen über alle
Maßen bewährten Weg abzuweichen. Zu den r des Arbeiterin
nenſchutzes ſei hervorgehoben, daß insbeſondere die ſchinen mit vor-
wiegend weiblicher Bedienung, z. B. der Tegxtilinduſtrie, des Buch-
druckereigewerbe, der Wäſchereien, der Nahrungsmittelinduſtrie, der Pa
pierherſtellung und verarbeitung uſw., in Deutſchland in ganz vor
züglicher Weiſe dem Arbeiterinnenſchutz angepaßt ſind. Dieſer tadel-
loſe Stand iſt das Ergebnis einer oft ſehr langwierigen gemeinſamen
Arbeit von techniſchen Betriebsbeamten, Maſchinenkonſtrukteuren, in-
telligenten Arbeitern und Unfalltechnikern. Die in der Praxis noch
nicht völlig gelöſten Fragen des Unfallſchutzes für Arbeiterinnen kön-
nen nur auf Grund ſachlicher Arbeit befriedigend gelöſt werden. Noch
klarer tritt dieſes für den bautechnifchen Arbeiterſchutz zutage, der de
reits vor Beginn der Bauten durch Prüfung der Baupläne auf Stand
und Verkehrsſicherheit uſw. gewahrt wird. Eine Ausnahme beſteht in
letzterer Hinſicht für den Bauarbeiterſchutz während der Ausführung der
Bauten, wobei neuerdings die Tragfähigkeit der Gerüſte durch Prüfung
oder ſtatiſttſche Berechnung nachgewieſen werden muß, der ohne prak-
tiſch und theoretiſch erfahrene techniker undenkbar und für eine
laienhafte Aufſichtsführung völlig unzugänglich iſt. Für die Ge
werbehygiene iſt ein den Aufwendungen nur einigermaßen entſprechen-
des Ergebnis von weiblichen Hilfskräften noch viel weniger zu erwar-
ten Außerdem ſollen dieſe Beamtinnen den Arbeiterinnen Ge-
legenheit zu einer mündlichen Ausſprache über Angelegenheiten der
Arbeitsverhältniſſe bieten, mit denen letztere ſich aus weiblichem Emp-
finden nicht an den männlichen Aufſichtsbeamten wenden würden. Jn-
des iſt auch nach den Jahresberichten dieſer Aufſichtsbeamtinnen in die
ſfer Beziehung nur ein geringes Bedürfnis zutage getreten uſw.“ Wie
aus dieſer Abhandlung zu erſehen jſt, i der Herr gegen eine Mit-
wirkung der Arbeiter, und beſonders ſind nach ſeiner inung „von
den weiblichen Hilfskräften keine großen Erwartungen zu hogen“.

Nach dieſer Darſtellung leben wir in der beſten aller Welten. Die
ganze ungeheure gewerbliche Unfall und Krankenbelaſtung infolge der
Schutzunterlaſſungen und beſonders durch eine ungenügende Betriebs-

aufſicht, erſcheinen hier als unbekannte Dinge. Daher auch keine
der Erkenntnis zu einer dringenden Reform der Gewerbeaufſicht.
„intelligenten Arbeiter“ als praktiſche Kraft bei der Schaffung von

en und vorſchriften läßt ſich der Herr wohl gefallen,
bloß die Beaufſichtigung der Betriebe muß ein Reſervatrecht der Hoch
ſchultechniker bleiben.

eVor allem hier die wahrzunehmende G
den praktiſch-techniſchen Kenntniſſen und die überaus n
von dem theoretiſch-techniſchen Wiſſen. Es iſt der ſtarre und doktri-
näre Glaube, der ſelbſt in den Kreiſen der höheren Verwaltungsbehör-
den und der Techniker nicht mehr geteilt wird. Eine Ueberſpannung
der theoretiſch-techniſchen Anforderungen muß auch ſchließlich bei der
Gewerbeaufſſicht z einem Mißerfolg führen. Das höhere techniſche
Wiſſen muß mit der Praxis b. der Unſallverhütung und der Gewerbe-
hygiene Hand in Hand arbeiten. Der Niederſchlag dieſer gemeinſamen
Arbeit ſoll in den Unfallverhütungsvorſchriften und in den behördlichen
Schutzmaßnahmen ſeinen normalverſtändlichen Ausdruck erhalten. Wenn
behördlicherſeits bei außergewöhnlichen Bauten für die Standſicherheit
der Gerüſte eine ſtatiſtiſche Berechnung verlangt wird, ſo iſt das be-

reiflich; für die Durchſchnittsbauten beſtehen für jeden Bauleiter oderZeie Normalien, nach denen er erfahrungsgemäß an der Hand der

chutzvorſchriften ein zuverläſſiges Gerüſt bauen kann; hier wirkt eben
die Praxis mit. Noch beträchtlich einfacher geben ſich dieſe Einrich-
tungen in der übergroßen Zahl anderer Gewerbebetriebe, wo doch für
den Arbeiterſchutz in erſter Linie die Unfallverhütungs- und behörd
lichen Schutzvorſchriften für die Arbeiter, Betriebsleiter und den Auf-
ſichtsbeamten zum Anhalt zu nehmen ſind. Von den Arbeitern wird
immer ein gewiſſes Verſtändnis von dieſen Vorſchriften verlangt; das-
ſelbe wird man doch bei dem Gewerbeaufſichtsdienſt, auch von den
in den einzelnen Gewerben oder Berufen praktiſch geſchulten Arbeiter
kontrolleuren oder kontrolleurinnen (als Gewerbe-Aufſichtsaſſiſtenten)
beſtimmt erwarten dürfen. Mehr wird erſt mal von dieſen Kontroll
organen zur dieſer Beſtimmungen nicht verlangt werden
können. Jm übrigen „wächſt der nſch“ durch Uebung und Erfah-
rung „mit der Größe ſeiner Aufgaben“.

Wie in der Fachſchrift Baupolizeiliche Mitteilungen im Auguſt
1912 veröffentlicht wurde, hat der Rat der Stadt Chemnitz zu der er-
örterten Frage der Anſtellung von Arbeiterkontrolleuren in der Stadt
verordnetenverſammlung das Ergebnis einer Rundfrage an eine Zahl
ſüddeutſche Städte bekanntgegeben. Jn Betracht kamen München, Augs-
burg, Nürnberg, Stuttgart, Fürth, Kiſſingen, Ludwigshafen und Wilrz
burg. Jm ganzen waren 13 Fragen geſtellt, wovon hier als die wich-
tigſten die Fragen 7 und 8 anzuſehen wären. Die Frage 7: Ob ſich die
Arbeiterkontrolleure zur Wahrung der ihnen überwieſenen Obliegen-
heiten als greignet erwieſen haben? Dieſe Frage wurde von
ſämtlichen Magiſtraten mit „Ja“ beſtätigt. Die Frage 8: Ob ſich
Schwierigkeiten aus der Zuſammenarbeit der techniſch un 7
Kontrolleure mit den Arbeiterkontrolleuren ergeben haben? Dieſe
Frage wurde von ſämtlichen Magiſtraten verneint. Von eſſe iſt
noch die Frage 10: Haben ſich Schwierigkeiten bei der Einführung mit
den Arbeitgebern ergeben? München äußert ſich dahin, daß ſich an
fangs wohl Schwierigkeiten gezeigt hätten. inzwiſchen habe ſich aber die
Sache eingerichtet, und die Arbeitgeber ſehen jetzt felber ein, daß ſie
durch dieſe Bautenkontrolle entiaſtet wurden. Die anderen i
ſprechen ſich in derſelben Weiſe aus. Alſo was will man mehr? Ge
nau ſo würden ſich die Verhältniſſe in der Jnduſtrie geſtalten. Aber
wirklich mal angenommen, daß man ſich bei der Auswahl der Per-
ſonen vergriffen hätte, wäre damit eine Unfähigkeit der intelligenten
Arbeiterſchaft zur amtlichen Betriebsaufſicht bewieſen? Hierzu ſei be
merkt, daß bei den übrigen amtlichen Reſſorts der ſtaatlichen und Ge-
meindeverwaltungen bei der Anſtellung von Perſonen derartige Miß-
griffe auch ſehr oft vorgekommen ſind!

Es liegt auch im Jntereſſe der Unternehmer, wenn ſie, einer beſ
ſeren Einſicht folgend, ſich bereit finden, einer intenſiveren und wir-
kungsvolleren organiſierten Gewerbeaufſicht mehr Würdigung und An
erkennung entgegenzubringen. Und das um ſo mehr, wo die ſchutztech
niſch beſſer ausgeſtalteten Betriebe wie bis jetzt oft für die Unterlaſ-
ſungen anderer Betriebsunternehmer materiell mit eintreten müſſen.
Die finanziellen Belaſtungen einzelner Gewerbe durch das Manko von
ſchutztechniſchen Einrichtungen ſind vielfach enorm. Ein fortſchreitender
und gleichartiger Ausbau der inrichtungen in einem Gewerbe
oder Berufe wird dazu beitragen, dieſe Ausgaben ganz beträchtlich nie-
driger zu geſtalten und außerdem die Konkurrenzverhältniſſe auf einen
mehr geſunden Boden zu ſtellen. Die Dringende Anſtellung von Ar-
beiterkontrolleuren als Gewerbeaufſichtsaſſiſtenten iſt deshalb nicht nur
bevölkerungspolitiſcher, ſondern auch volkswirtſchaſtlicher Natur und
daher eine Sache der höheren Zweckmäßigkeit für den Staat.

G. Heinke.

Sammelt alles Abfallgut!
gar Nichts iſt wertloe

Zur Eröffnung des Provinzial
WMuſeums für Vorgeſchichte in Halle.

Zur Geſchichte des Muſeums.
Das Provinzialmuſeum zu Halle, das am 9. Oktober d. J.

eröffnet wird, iſt 1910 neubegründet und 1911--12 neu gebaut als
Landesmuſeum für Vorgeſchichte der Provinz Sachſen zugleich mit
den Pflichten einer Landesanſtalt für Vorgeſchichte. Es iſt hervor
gegangen aus dem Muſeum für heimatliche Geſchichte und Alter-
tumskunde, das ſeinerzeit die Fortſetzung der Sammlung des
ſächſiſch-thüringiſchen Geſchichtsvereins war. Unter den vaterländi-
ſchen Geſchichtsvereinen, die in der Not der Freiheitskämpfe durch
des Freiherrn vom Stein tiefblickendes Wiederherſtellungswerk
völkiſch-vaterländiſchen Denkens und Fühlens ins Leben gerufen
waren, iſt der w. Geſchichtsverein einer der erſten
und erfolgreichſten geweſen. Bei der großen Fülle der ſachlichen
und geiſtigen Belange, die die Länder boten, die ſich bald ſtolz als
Herz Deutſchlands fühlten, gewann der Verein Führerſtelle. Früher
und eindringlicher als in manchen anderen erkannte man in ſeinem
Kreiſe die grundlegenden Aufgaben, die der vaterländiſchen Vor
geſchichtsforſchung zufallen, und ſo gewann ſie bald die Oberhand
in den Sammlungen, die zudem durch ſtändigen Mangel an Mit-
teln, Kräften und Räumen niemals zu großzügigen und reichen
geſchichtlichen Erwerbungen gelangen konnten. ie vorgeſchicht
liche Forſchung erforderte damals keine beſonderen Anſtrengungen
nach dem nd ihrer Arbeitsweiſen. Die großen Anſprüche, die ſeit
dem Ende des 19. Jahrhunderts an die Muſeen für geſchichtliche
Altertümer geſtellt werden, konnten in Halle r erfüllt werden,
die Vorgeſchichte trat in den Vordergrund, der Weg zur heutigen
Entwicklung war gegeben und blieb Schjickſal.

Die Vereinsſammlung war hervorgegan aus der des alten1817 gegründeten Unſtrutvereines und unagſt in Naumburg, ſeit

1823 in Halle Der ger geweſen. Auf Beſchluß des Provinzial
landtages wurde fie 1882 in den größeren Rahmen eines Pro-
vinzialmuſeums aufgenommen, das ſeine erſte Stätte in 7 Zim
mern der alten erzbiſchöflichen Reſidenz am Domplatz in Halle in
den Räumen des vormaligen pathologiſchen Jnſtitutes, dann
Frauenklinik fand. Hier blieb es, bis das neue Provingzialmuſeum
am Wettinerplatz erbaut war.

Bis 1884 hatten oft wechſelnde Beauftragte des Vereins die
Sammlungen betreut. Die vielfachen Ausgrabungen waren r

Teil durch den Verein, viele durch Freunde und Gönner berS a führt. Die Veröffentlichungen geſchahen in den
iften des Vereins.
Seit der Eröffnung 1884 wurden Direktoren am Provinzial

muſeum angeſtellt.
Die 1888 gegründete hiſtoriſche Kommiſſion ſtellte eine eigene

Jahresſchrift für die Vo ichte der ſächſiſchthüringiſchen Länder,
ſowie gelegentliche Mitteilungen aus dem Provinzialmuſeum (beides

in den ſeit 9. Oktober 1918 erſcheinenden „Veröffentlichungen des
Provinzialmuſeums für Vorgeſchichte zu Halle“ fortgeſetzt) und
hier und da ihre Neujahrsblätter für vorgeſchichtliche Veröffent-
lichungen zur Verfügung. Auch das großzügige Werk „vorgeſchicht-
liche Altertümer Thüringens“, herausgegeben von Götze, Höfer,
Zſchieſche, ging aus ihrem Kreiſe hervor.

Neben dem Provinzialmuſeum ſammelt eine größere Anzahl
Vereine ſtädtiſche und Kreisſammlungen in der Provinz Sachſen
„Altertümer“, meiſt unter Betonung der geſchichtlichen Zeit, manche
unter Mitberückſichtigung der Naturwiſſenſchaften, die meiſten mit
Einbeziehung vorgeſchichtlicher Zufallsfunde ihrer Cegend. Zeit-
weiſe wurde in einigen dieſer Sammlungen die Vorgeſchichte be
ſonders gepflegt, wenn zufällig dafür intereſſierte Perſönlichkeiten
am Orte waren. Nicht alle dieſe Sammlungen arbeiteten und
arbeiten nach feſten Grundſätzen und in den Grenzen beſtimmter
Sammlungsgebiete, die ihren Kräften, Mitteln und Räumen ihrer
Entwicklungsmöglichkeit angepaßt ſind. Der Trieb zum eigenen
Muſeum herrſchte eine Zeitlang bis in die kleinſten Orte hinein
und weicht erſt jetzt der Erkenntnis, daß das Retten, Betreuen und
Erforſchen heimatlicher Altertümer eine ernſte, verantwortungs-
volle Sache iſt. Eine organiſierte Zuſammenarbeit aller Muſeen
im Lande fehlt bis heute.

Die Veröffentlichungen und ſonſtige h inner
halb der Provinz fanden ſeither für die Vorzeitforſchung einen ge
wiſſen Zuſammenſchluß in der Jahresſchrift des Provinzial
muſeums.

Die Räume in der alten Reſidenz waren ſehr bald viel zu eng
geworden t eine umfaſſende Heimatſammlung, und Mittel un
Kräfte reichten nicht im entfernteſten mehr aus, den e
der heimatlichen Altertumswiſſenſchaften zu genügen. Die Tandes-
verwaltung ſtand damit vor der Frage einer Neuordnung der Dinge,
die 1908 im Landtage zum erſtenmal dringlich geſtellt wurde. Die
Verhandlungen von 1910 beſchäftigen ſich mit dieſer Fegt und es
wurde Entſcheidung gefordert zwiſchen verſchiedenen Möglichkeiten:
das Provinzialmuſeum in größerer zeitgemäßer Aufmachung ſeinen
bisherigen Aufgaben entſprechend auszugeſtalten, mußte ſehr große
Mittel erfordern, beſonders auch für die Beſchaffung geſchichtlicher
Altertümer höheren Wertes, an dem noch rechter Mangel war, zu
mal im Vergkeiche mit anderen Provinzialmuſeen. Dieſem Wege
ſtanden auch die Anſprüche der mittlerweile erſtarkten. anderen
Muſeen und Sammlungen im Lande entgegen. Es wurde ſogar
der Vorſchlag gemacht, den Gedanken eines Landesmuſeums ganz
aufzugeben und die beſtehenden Sammlungen an die Stätte der
Provinz zu verteilen. Jm Landtage von 1910 drang der als Ver
mittlungsvorſchlag te Plan durch, die Landesverwaltung ſolle
künftig nur die vor und er Forſchung in der Provinz
als ihren Anteil an den wiſſenſchaftlichen muſegalen Aufgaben der
Provinz übernehmen, dieſe aber mit allen möglichen Mitteln fördern.

Der Landtag machte ſich damit die Grundſätze neuzeitlicher
orſchung zu eigen, es von einem über örtlichen und anderen

derbe ungen ſtehenden Standpunkt am die örtlichen
ſtädtiſchen, Kreis und Vereinsſammlungen, geſchichtliche und natur

e

geſchichtliche Forſchung ihrer Gegend treiben zu laſſen, die imweſentlichen immer ſtark Milch geſonderte und gefärbte Aufgaben

darbietet, daß dagegen die vor und frühgeſchichtlichen Fragen als
vor aller in heutige Verhältniſſe auslaufender geſchichtliche Landes-
einteilung liegend, Sache der größeren Einheit iſt: Aufgabe der
Landesmuſeen in erſter Linie.

Die vielen Möglichkeiten zur Erwerbung und Betreuung ge-
ſchichtlicher Altertümer ſollten den Einzelſammlungen nach dem
Grade ihrer Leiſtungsfähigkeit geſichert werden, man glaubte er
warten zu dürfen, daß als Gegengewährung für dieſe Ausſchaltung
eines ſtarken Wettbewerbs ſeitens der Muſeen und Sammlungen
im Lande dem neuen Landesmuſeum die Hauptanwartſchaft auf
vor und frühgeſchichtliche Altertümer zugeſtanden werde. Von
dieſem Geſichtspunkte aus entſchloß ſich die Landesverwaltung ſo-
gar, die bereits vorhandene hiſtoriſche Sammlung des Provinzial
muſeums an andere Muſeen in der Provinz abzugeben, die auf
ſolche Ordnung der Verhältniſſe eingehen wollten.

Jn die Anfänge dieſer neuen Entwicklung fiel daß preufziſche
Ausgrabungsgeſetz vom März 1914, deſſen weſentliche Grundlage

die Anſtrebung einer geordneten, durch vernünftige Arbeitsteilung
gewährleiſteten Erhaltung und Erforſchung der heimatlichen Sach-alkertümer der Vorzeit iſt. Hierbei decken ſich die Abſichten unſeres

nunmehr auch als Landesanſtalt für Vorgeſchichte tätigen Pro-
vinzialmuſeums völlig, unbeſchadet ſonſtiger Anſprüche weiterer in
der deutſchen Staatsordnung begründeter Zuſammenfaſſungen und
Ausleſen. 8

Die Neuordnung in der Provinz Sachſen ſetzte ſofort 1912 ein
mit dem Neubau, der nach Grundplänen des derzeitigen Direktors
von Profeſſor Kreis-Düſſeldorf ausgeführt iſt mit einem Bauauf-
wand von 740 000 M. einſchließlich erſte Einrichtung

Eine große Fülle Neuerwerbungen (an 100 000 Numwnern) durch
Kauf, Schenkungen und Ausgrabungen haben die vorgeſchichtlichen
Sammlungen ſchnell vermehrt. Der Krieg hat den erhofften und
auf Grund der reichen gewährten Mittel h chnellen
Aufſtieg der neuen Landesanſtalt verlangſamt, aber dank der An
ſpannung aller vorhandenen, durch Heranziehung aller erreichbaren
Kräfte und Mittel nicht aufgehalten, die große für alles neue
notwendigerweiſe grundlegende Arbeit der wiſſenſchaftlichen Neu-
durcharbeitung der alten Sammlungen, aus ihr ſich ergebend die
Anlegung eines umfaſſenden Archives für die vorgeſchichtliche
Landesforſchung, weiter der Ausbau der ſtark lückenhaften Be
tände, endlich die in des ſchönen neuen großen Heims am

ttinerplatz haben ſoweit durchgeführt werden können, daß das
Landesmuſeum für die Vorgeſchichte der Provinz Sachſen als eine
deutſche Kriegsarbeit ſeine Pforten öffnen darf: von glückl
Friedenszukunft Ergänzung und würdigere e
Einzelheiten erhoffend, aber für die Vollender das Bewußtſein d
während, dem vater ändiſchen Gedanken in ſ eit eine
Stätte geſchaffen zu haben, an der des deutſchen ns Kern und
Wurzeln in die Jahrtauſende der Anfänge der europäiſchen Menſch
heit zurückverfolgt werden ſollen ein Wegweiſer aus r fern
kraftvollen Vorzeit in kraftvolle helle Zukunft.
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